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22.01.2008 http://www.pr-inside.com/stichwort-mein-kampf-r3977 22.htm  
++Stichwort: «Mein Kampf»++ 
Frankfurt/Main (AP) «Mein Kampf» ist die grundlegende Schrift des Nationalsozialismus. Sie wurde von 
Adolf Hitler und seinem späteren Stellvertreter Rudolf Heß ab Sommer 1924 während der gemeinsamen 
Festungshaft in Landsberg am Lech verfasst. 
Der erste Teil des Buches erschien 1925 unter dem Titel «Viereinhalb Jahre Kampf gegen Lüge, Dummheit 
und Feigheit - eine Abrechnung» in 10.000 Exemplaren im Parteiverlag der NSDAP. Von 1930 an gab es 
eine einbändige, 780-seitige Ausgabe für acht Reichsmark. Bis Ende 1933 druckte der Verlag 1,5 Millionen 
Exemplare. 
Die historische Bedeutung von «Mein Kampf» ist umstritten: Einige Forscher sehen das Buch als bloße 
Propagandaschrift. 

 
22.01.2008 http://www.heise.de/tp/r4/artikel/27/27114/1.html  
Rechtsextremismus auf dem Fußballplatz  - Heike Bal dauf  
Ein Anruf bei der Polizei und seine Folgen 
Rassistische und antisemitische Sprüche bei einem Fußballspiel im sächsischen Wurzen. 14-Jährige 
beschimpfen Gleichaltrige. Erwachsene finden das gar nicht so schlimm. Das passierte im Mai 2007 (1). Ein 
Spieler der Gastgeber und der gastgebende Verein wurden durch ein Sportgericht verurteilt. Die 
Staatsanwaltschaft Leipzig jedoch stellte die Ermittlungen auf Verdacht der Volksverhetzung ein… 
 
23.01.2008 Stelldichein für die VVN 
Festempfang im Abgeordnetenhaus und Konferenz erinnerten an die Gründung der Berliner Sektion der 
antifaschistischen Organisation vor 60 Jahren von Florian Osuch 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/01-23/001.php  
 
23.01.2008 GAJ: Burschenschafter-Treffen zu erlaube n kommt Duldung rechten Gedankenguts 
gleich   - Utl.: Bundespräsident Fischer muss WKR-B all in der Hofburg untersagen = 
   Wien (OTS) - Am 25.1.2008 wird den im Wiener Korporationsring (WKR) organisierten deutschnationalen 
Burschenschaftern wieder die Hofburg überlassen. Die GAJ-Sprecherin Rosa Plüsch dazu: "Wir fordern von 
den zuständigen Stellen, insbesondere von Bundespräsident Fischer als Hausherr, eine Untersagung des 
diesjährigen WKR-Balls. So einen Ball zuzulassen stellt eine direkte Duldung rechten Gedankenguts dar." 
Burschenschafter sind Zusammenschlüsse sexistischer, rassistischer, antisemitischer und homophober 
Anhänger eines "volksdeutschen Kulturraumes" und demnach eine permanente Zumutung. Wenn genau 
Vertreter von revisionistischem und menschenverachtendem Gedankengut die Hofburg als Legitimations- 
und Repräsentationsplattform überlassen bekommen, ist zivilgesellschaftlicher Widerstand angebracht! 
"Es ist seit Jahrzehnten bekannt, welches Gedankengut auf den Burschenschaftsbuden vorherrscht. "Wer 
solchen Menschen und Gruppen einen staatlich-repräsentativen Raum bietet, ihr menschenfeindliches 
Gedankengut kundzutun und auszutauschen, unterstützt es. Die zuständigen Stellen werden zeigen 
müssen, ob sie das weiterhin auf sich sitzen lassen wollen", so Plüsch. 
Die GAJ-Sprecherin abschließend: "Es ist ein Skandal erster Klasse, dass das erste vergangenheits-
politische Zeichen im "Nachdenkjahr 2008" Österreichs ein Treffen von deutschnationalen Burschenschaften 
in der Hofburg sein wird.“ Die GAJ fordert jedenfalls ein Verbot des WKRs so wie all seiner Burschen-
schaften. 
Rückfragehinweis:     Pressereferat Tel.01/4000 - 8 1800, GAJ 01/52125/242 
 
23.01.2008 Grüne Wien: Rechts und Rechtsradikal fei ert in der Hofburg - Utl.: Ellensohn: "Herr 
Bundespräsident, schmeißen Sie die rassistischen Bu rschenschafter aus der Hofburg" = 
   Wien (OTS) - Zu einem traurigen, jährlich wiederkehrendem Ärgernis ist der Ball des Wiener 
Korporationsrings (WKR) geworden. Dieser Ball vereint vor allem schlagende, deutschnationale Burschen-
schaften unter seinem Dach. Dieses Ereignis dient vor allem als Treffpunkt akademischer, parlamentarischer 
und außerparlamentarischer Rechter. 
Stadtrat David Ellensohn kritisiert den rechts- bis rechtsextremen Auflauf: "Man sollte glauben, die 
vielfältigen Überschneidungen von radikaler und akademischer Rechte müssten ausreichen, um solchen 
Treffen endgültig ein Ende setzen. Die Tatsache, dass eben dieses Treffen in der Wiener Hofburg stattfinden 
darf, relativiert leider die antifaschistischen Beteuerungen der Staatsspitze." 
Der Bundespräsident muss als Hausherr seinen Spielraum nützen und diesen Ball in "seiner" Hofburg 
untersagen. Der offen revisionistische, rassistische, frauenfeindliche, homophobe und antisemitische 
Charakter der meisten schlagenden Verbindungen ist seit jeher bekannt. Die Mitgliedschaften von 
ehemaligen VAPO-Aktivisten - z. B. Gottfried Küssel  - in der Burschenschaft Olympia stehen nur 
exemplarisch für den menschenfeindlichen Grundtenor. 
"Gerade im Gedenkjahr 1938/2008 sind einmal mehr unmissverständliche antifaschistische Aktionen vom 
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Bundespräsidenten abwärts notwendig. Ich würde mich daher sehr freuen, wenn die Hofburg diesen Freitag 
der rechten Szene nicht zur Verfügung gestellt wird", schließt Stadtrat David Ellensohn. 
Rückfragehinweis:    Pressereferat, Tel.: (++43-1) 4000 - 81814, Mobil: 0664 22 17 262 
   presse.wien@gruene.at  
 
23.01.2008 www.spiegel-online.de  
NAZISYMBOLIK - DJ Tomekk bittet um Entschuldigung für Hitlergruß  
Er zeigte den Hitlergruß, sang das Deutschlandlied - und flog deshalb beim RTL-"Dschungelcamp" raus. 
Jetzt versucht Rapper DJ Tomekk den Imageschaden wieder gutzumachen, entschuldigt sich für sein 
"dummes Witz-Gelaber". mehr... 
 
24.01.2008 http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/57 139 
Geleugnete Kontinuitäten 
BERLIN (Eigener Bericht) - Öffentliche Auseinandersetzungen um das Gedenken an die europäischen 
Opfer der NS-Massendeportationen begleiten die gestrige Eröffnung einer Bahn-Ausstellung in der 
deutschen Hauptstadt. Die Ausstellung soll der rund drei Millionen Menschen gedenken, die vom NS-
"Reichsverkehrsministerium" und der "Deutschen Reichsbahn" in die Vernichtungslager verschleppt wurden. 
Der deutsche Bahn-Chef Hartmut Mehdorn, der historischer Erbe der "Reichsbahn" ist, war zur Eröffnung 
nicht erschienen. Das von ihm geleitete Unternehmen (Deutsche Bahn AG) hatte jedes öffentliche 
Gedenken auf den früheren Deportationsbahnhöfen jahrelang bekämpft. In der jetzt eröffneten Ausstellung, 
die nach internationalen Protesten und Demonstrationen deutscher Bürgerinitiativen unvermeidlich wurde, 
wird die Nachkriegstätigkeit der "Reichsbahn"-Verantwortlichen in vier Sätzen abgehandelt. Maßgebliche 
Mordgehilfen, die ihre Karrieren bei der Bundesbahn fortsetzten, werden nicht erwähnt. Über der Ausstellung 
liege "ein Schatten", heißt es in ersten Pressereaktionen. Die Bahn AG, größter europäischer 
Logistikkonzern, entziehe sich weiterhin einer umfassenden Auseinandersetzung mit den Massenverbrechen 
des NS-Vorgängerunternehmens und leugne die historischen Kontinuitäten. 
Deswegen behindere der Bahnvorstand den "Zug der Erinnerung", der gegenwärtig in über 40 deutsche 
Bahnhöfe fährt und in seiner mobilen Ausstellung auch auf die ungetilgte Schuld der "Reichsbahn" hinweist: 
Ihre kriminellen Transportspezialisten wurden vom deutschen Staat bis in die 1990er Jahre geehrt. 
 
24.01.2008 URL: http://www.fr-online.de/in_und_ausland/politik/repo rtage/?em_cnt=1276591  
Neonazi-Aussteiger  - In ständiger Angst  VON KRIST IN OEING 

 
Kriminalhauptkommissar Andreas Taube  (FR/Kraus)  
Markus T. knetet seine Hände, Schweiß steht ihm auf der Stirn. "Ich habe Angst", 
sagt er leise. Er starrt Kriminalhauptkommissar Andreas Taube an. Die beiden 
haben sich in den letzten Monaten regelmäßig getroffen. Wo, darf niemand 
wissen. Ohne Handy mit gespeicherter Notfallnummer der Polizei geht Markus T., 
26, nicht aus dem Haus. Überall könnten seine ehemaligen Kumpane lauern. Aus 
Furcht vor ihnen lässt er sich auch unter keinen Umständen fotografieren. "Ich 

habe Alpträume, in denen sie vor meiner Haustür stehen, schreien, ich soll rauskommen. Ich seh mich allein 
durch Straßen laufen und plötzlich sind sie da." 
Die Angst von Markus T. ist begründet. Er ist ausgestiegen und nimmt an dem Projekt des Landeskriminal-
amts Baden-Württemberg mit Namen BIG Rex (Beratungs- und Interventionsgruppe Rechtsextremismus) 
teil. Der 32 Jahre alt Taube hat BIG Rex geleitet, bevor er jetzt in die Stabsstelle des LKA wechselte. 250 
Aussteiger wurden seit dem Projektstart im Jahr 2001 betreut. 
Bereits mit vierzehn Jahren geriet Markus T. in die rechtsradikale Szene. "Mir gefielen die Klamotten, die 
Musik, politisch war das für mich völlig uninteressant", sagt er. Die Band Landser hatte es ihm angetan, 
deren Sänger Michael Regener war sein Vorbild. Markus lernte Liedtexte auswendig wie, "irgendwer wollte 
den Niggern erzählen, sie hätten hier das freie Recht zu wählen. Das haben sie auch, Strick um den Hals 
oder Kugel im Bauch." Er ließ sich den Kopf kahl scheren und kaufte sich Springerstiefel. Im Internet 
bestellte er in Amerika T-Shirts mit SS-Runen, Hakenkreuzfahnen, Nazi-Embleme. Er begann zu trinken, 
pöbelte Leute auf der Straße an. "Ich war Skinhead und fand es cool." 
Seine Eltern - Markus T. stammt aus gutbürgerlichen Verhältnissen - waren entsetzt. Sie erteilten seinen 
neuen Freunden Hausverbot, schmissen seine Nazi-T-Shirts in den Müll und hofften auf ein schnelles Ende 
der "pubertären Phase". Zwar besann sich T., nachdem er eine Lehre begonnen hatte. Als er jedoch nach 
Abschluss seiner kaufmännischen Ausbildung keine Stelle fand, hing er nur noch rum. Die alten Bekannte 
aus der rechten Szene luden ihn zu Treffen ein, und er ging wieder hin. 
Sie gründeten eine Kameradschaft. "Wir hießen…" Taube fällt ihm energisch ins Wort: "Darüber darf Herr T. 
nicht sprechen. Zu gefährlich. Details könnten ihn verraten." Es wird nicht das letzte Mal sein, dass ihm der 
Polizist das Wort abschneidet. 
Markus T. ist besonders gefährdet. Er war kein Mitläufer, sondern Wortführer und treibende Kraft der 
Gruppe. "Wir tarnten uns als normale Bürger, wir wollten den Menschen die Angst vor Neonazis nehmen." 
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Einmal im Monat trafen sie sich. Viele seiner Kameraden hatten Großväter, die bei der SS gewesen waren. 
"Wir waren gegen Ausländer, gleichzeitig aber solidarisch mit den Palästinensern, weil sie gegen Israel 
kämpften. Alles widersprach sich." 
Einigen Aussteigern "muss auf drastische Weise gezeigt werden, dass alles, was sie bis dahin gehört und 
gelernt haben, Unfug ist", erklärt Taube. "Mit einem mussten wir ins ehemalige Konzentrationslager Dachau 
fahren". Der junge "Nationalsozialist", wie er sich stolz nannte, zeigte sich im Museum des Konzentrations-
lagers wenig beeindruckt. Das änderte sich erst, als er die ehemaligen Gaskammern sah. 
2500 Rechte haben die Mitarbeiter von BIG Rex seit Projektbeginn erfasst, mehr als die Hälfte 
angesprochen. Bei Demonstrationen, Skinhead-Konzerten oder Treffen rechtsextremer Gruppierungen 
werden die Namen der Neonazis notiert. Auch wer nichts verbrochen hat, landet auf der Liste der Polizei. 
Taube und seine fünf Kollegen warten nicht darauf, dass Aussteiger zu ihnen kommen. "In dieser Form ist 
das Projekt in Deutschland einzigartig", erklärt er, in anderen Bundesländern gebe es zwar auch Aussteiger-
Programme, aber nirgendwo würden potenzielle Teilnehmer direkt angesprochen. "Wir stehen plötzlich vor 
ihrer Tür, nutzen den Überraschungsmoment." Beschimpfungen wie "Systemscherge" oder "Spitzel" lassen 
Taube zwar kalt "und Arschloch hat sich noch keiner getraut zu sagen, aber unsere Waffen führen wir immer 
mit." 
Markus T. begann nach sechs Jahren sich gedanklich von der Naziszene zu lösen. Er holte sein Abitur nach 
und erfuhr in der Schule viel über die Nazi-Zeit. Als er sein ehemaliges Idol, den Landser-Sänger, kennen 
lernte, war er geschockt. "Das war ein Asozialer, den hätten sie im Dritten Reich nicht mal auf die Straße 
gelassen", empört er sich und rutscht nervös auf seinem Stuhl hin und her. Der Vergleich hängt im Raum, es 
wird still. Rechtfertigt er damit die mörderische Verfolgung von so genannten Asozialen im Dritten Reich? 
Doch Taube nickt. Markus T. atmet erleichtert durch und redet weiter. 
"Wir fuhren auf Konzerte der linken Szene und zettelten Prügeleien an", erzählt Markus T. Bei den blutigen 
Keilereien fühlte er sich fehl am Platz und suchte immer häufiger Ausreden, um nicht mitfahren zu müssen. 
Doch der Druck wuchs und mit ihm die Angst, alleine dazustehen. 
Über Monate hatte die Polizei die Kameradschaft von Markus T. beobachtet. Mehrere Straftaten führten zu 
der Schlägertruppe und damit auch zu dem 26-Jährigen. Frühmorgens klingelte es an seiner Tür. Draußen 
standen zwei junge Polizisten. Sie durchsuchten sein Haus und führten ihn in Handschellen ab. Der Richter 
verhängte nur eine Bewährungsstrafe wegen Landfriedensbruch. Am Tag der Urteilsverkündung sah er 
seine Kameraden ein letztes Mal und wusste, "jetzt war der Zeitpunkt auszusteigen". Er wählte die Nummer, 
die ihm ein junger Polizist gegeben hatte. Am anderen Ende der Leitung meldete sich Kriminalhaupt-
kommissar Taube. 
Das erste Treffen fand an einem neutralen Ort statt. "Der Prozess des geistigen Aussteigens war bei ihm 
bereits abgeschlossen", erinnert sich Taube. T. war sogar bereit, gegen seine ehemaligen Kumpane 
auszusagen. 
"Er war sehr tief in der Szene verwurzelt", sagt Taube und wirft einen nachdenklichen Blick auf Markus T., 
der nervös mit den Händen spielt. "Er war kein Mitläufer, sondern Täter." Auch Freunde zog er mit in den 
braunen Sumpf. Seine Schultern sacken herab, der kräftig gebaute Mann mit Tätowierungen auf den Armen 
versinkt in seinem Stuhl. Er hat sich seine Freunde zu Feinden gemacht. 
Taube hat ihn ins Zeugenschutzprogramm aufgenommen. Seitdem lebt Markus T. in einer anderen Stadt, 
hat eine geheime Adresse, Telefonnummer, Bankverbindung. Die Daten seines alten Lebens wurden 
gelöscht. "Nur wenige Teilnehmer unseres Projekts haben das Programm abgebrochen oder sind rückfällig 
geworden", sagt Taube. Die überwiegende Mehrzahl hält durch. 
Dabei helfen auch Partnerorganisationen wie das Institut für systemisch-integrative Beratung und Psycho-
therapie in Stuttgart, das Gewaltverbrecher und ihre Opfer betreut. In Gruppen müssen die Männer und 
Frauen über ihre Taten sprechen. "Viele schämen sich", berichtet Psychotherapeutin Anne Lipps, "vor allem 
die Neonazis, da auch Ausländer in den Gruppen sind." Sie erinnert sich an ein 15-jähriges Mädchen, eine 
Rädelsführerin der rechten Szene. Mit ihren Hooligan-Freunden hatte sie versucht, einen Ausländer zu 
töten, und kam ins Jugendgefängnis, wo sie sich entschied, bei BIG Rex mitzumachen. Drei Jahre nach ihrer 
Entlassung heiratete die Aussteigerin einen Moslem. 
Auch Markus T. hat ein neues Leben begonnen. In seinem neuen Job arbeitet er mit Ausländern zusammen, 
mit denen er sich "viel besser versteht als mit meinen deutschen Kollegen". Zum ersten Mal an diesem Tag 
lächelt T. Die Situation entspannt sich. "Dass die Polizei damals auf mich zukam, ist das Beste, was mir je 
passiert ist." 
Doch Markus T. weiß, "abgeschlossen ist die ganze Geschichte noch lange nicht". Auch weiterhin wird er 
Rat brauchen. Taube war zwar nicht an den laufenden Ermittlungen gegen Markus T. beteiligt, machte ihm 
aber unmissverständlich klar, dass Straftaten, die die BIG-Rex-Beamten von ihren Schützlingen erfahren, 
zur Anklage führen können. "Schließlich sind wir keine Sozialarbeiter", sagt Taube, "sondern Polizisten." 
 
24.01.2008 RTL-Dschungelcamp: Hitlergruß als Quotenhit  
DJ Tomekk, Kandidat des RTL-Dschungelcamp, ist kein Star - und muss trotzdem raus. Der Grund: 
Hitlergruß und "Deutschland, Deutschland über alles..." gehören nicht ins Fernsehen - bringen aber gehörig 
Profit. http://www.fr-online.de/in_und_ausland/magazin/?em_ cnt=1276568  
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24.01.2008 Mittweida lädt Linke aus 
Antifaschistische Konferenz in sächsischer Kleinstadt abgesagt. Bürgermeister hat Angst vor negativem 
Image. Offenbar Druck auf Vermieter ausgeübt von Frank Brunner 
  --> [Online-Abo] http://www.jungewelt.de/2008/01-24/017.php  
 
24.01.2008 Neonazis dürfen kandidieren 
NPD-Tarnliste und »Pro München« treten in bayerischer Landeshauptstadt zur Kommunalwahl an von Julius 
Kaiser   --> http://www.jungewelt.de/2008/01-24/018.php  
 
24.01.2008 +++ Ausstellung: Sonderzüge in den Tod + ++ 
Eine Ausstellung erinnert nun an die Verstrickung der Deutschen Reichsbahn in den Holocaust. Der 
Eröffnung war ein langwieriger Streit vorausgegangen.  Von Katharina Schuler 
http://www.zeit.de/online/2008/04/bahn-holocaust-au sstellung?from=24hNL  
 
25.01.2008 +++ Italien: Am Rande des Chaos +++ 
Italiens Regierungschef Romano Prodi ist zurückgetreten. Als er die Vertrauensabstimmung im Senat verlor, 
gab es Szenen wie im Tollhaus und feiernde Rechtsradikale .  Von Birgit Schönau 
http://www.zeit.de/online/2008/05/prodi-ruecktritt? from=24hNL  
 
25.01.2008 Die NPD will den Sieg, "so oder so"   von Thomas Vitzthum 
"Kein Recht auf Einwanderung", Schülerfahrten nach Auschwitz sind "Gehirnwäsche", "Sozial geht nur 
national": Mit derben Sprüchen will die NPD in Niedersachsen und Hessen in den Landtag einziehen. 
Daraus wird wohl nichts. Denn im Wahlkampf lief vieles nicht so, wie es sich die Spitzenkandidaten 
vorgestellt hatten. » mehr   
 
25.01.2008 _ Die rechte Szene in Polen verliert an Bedeutung (Tomasz Konicz) 
http://www.heise.de/tp/r4/artikel/27/27084/1.html  
Ein kleiner Rundgang durch das Gruselkabinett der polnischen Rechten nach ihrer Wahlniederlage 
 
26.01.2008 Strache: Gründung einer europäischen pat riotischen Partei  
Utl.: "Patrioten aller Länder, vereinigt Euch!" = 
   Wien (OTS) - FPÖ-Bundesparteiobmann HC Strache hielt heute gemeinsam mit FPÖ-EU-Abgeordnetem 
Andreas Mölzer, dem Vorsitzenden der bulgarischen Partei Ataka, Wolen Siderow, dem Vorsitzenden des 
französischen Front National, Jean-Marie Le Pen, dem Vorsitzenden des belgischen Vlaams Belang, Frank 
Vanhecke, und Bruno Gollnisch von der ITS eine Pressekonferenz im Parlament ab. 
Strache erklärte, dass es seit gestern ein Treffen dieser vier europäischen Parteien in Wien gebe, um die 
inhaltlichen Grundvoraussetzungen für eine europäische Partei zu schaffen. Diese patriotische europäische 
Kraft solle die Vielfalt der Völker Europas sicherstellen und trete für ein föderales Europa der Vaterländer ein 
und gegen zentralistische Bestrebungen und gegen das EU-Verfassungsdiktat. Laut EU-Richtlinien benötigt 
man sieben Länder für eine europäische Partei. Das will man bis 15. November 2008 erreichen. Auf Basis 
der derzeitigen vier Parteien beginnt man nun mit der Umsetzung konkreter Schritte. Einen Namen für die 
gemeinsame Partei gibt es noch nicht, Arbeitstitel sind "Europäische Freiheitspartei" und "Europäische 
patriotische Partei". 
"Wir sind die echten Europäer", führte Strache weiter aus. Man wolle die Vielfalt erhalten und sich nicht in die 
inneren Angelegenheiten anderer Staaten einmischen, sondern stehe für die Tradition der nationalen 
Unabhängigkeit. Man trete ein für Freiheit, Demokratie, Meinungsfreiheit und Menschenrechte, wobei 
Strache das Menschenrecht auf Heimat besonders hervorhob. Kritik übte der FPÖ-Obmann an der 
unverantwortlichen Massenzuwanderung, die EU bezeichnete er als Kopf des Globalisierungswahnsinns, 
wohingegen die europäische Partei für ein sozial verantwortungsvolles Europa eintrete. "Patrioten aller 
Länder, vereinigt Euch!", sagte Strache. Nur gemeinsam könne man den Fehlentwicklungen begegnen. "Wir 
sind gute, ehrliche und aufrechte Europäer. Wir sind Europa." 
Rückfragehinweis:    Freiheitlicher Parlamentsklub 
 
26.01.2008 www.tagesschau.de  
* Demo gegen Rechts: Alle Demokraten sollen wählen  
Alle Demokraten an die Urnen und so die Rechten schwächen: Das ist die Botschaft einer prominent 
besetzten Antinazi-Demo in München. Gleichzeitig wurde vor NPD-Tarnlisten gewarnt. [br] 
 
26.01.2008 Das schlummernde Ressentiment wecken (St effen Vogel) 
http://www.heise.de/tp/r4/artikel/27/27090/1.html  
Italien erlebt mehr als eine Regierungskrise. Der politischen Klasse selbst schlägt starke Abneigung 
entgegen. Davon könnten erneut die Rechtspopulisten profitieren 
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27.01.2008 www.mdr.de  
Holocaust-Tag: Erinnerung wachhalten 
Berlin:  Am heutigen Holocaust-Gedenktag haben Politiker dazu aufgerufen, die Erinnerung an das NS-
Regime wachzuhalten. Außenminister Steinmeier sagte, der von den Deutschen begangene Völkermord 
werde unauslöschbarer Teil unserer Geschichte bleiben. Die Präsidentin des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, Knobloch, forderte neue Konzepte für den Unterricht über die Vernichtung der Juden. Kritik 
übte der oberste Repräsentant der Sinti und Roma, Rose. Er beklagte die schleppende Aufarbeitung von 
Verbrechen an seinem Volk. - In Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen informieren seit heute zahlreiche 
Ausstellungen an die Verbrechen während der NS-Zeit. Anlass des Holocaust-Gedenktages ist die Befreiung 
des Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau vor 63 Jahren durch die Rote Armee. 
 
28.01.2008 http://www.dradio.de/dkultur/sendungen/laenderrepor t/724831/ 
Deutschlandradio Kultur, Länderreport vom 28.01.200 8, 13:07 Uhr 
Kapitulation in Anklam? - Die Stadt und die Neonazi s 
Rechtsextremisten haben Anklam in Vorpommern ins Visier genommen. Für sie soll die Hansestadt vor den 
Toren Usedoms zu einem "Nationalen Leuchtturm" werden. Dabei können die Rechten nahezu ungehindert 
agieren, viel Gegenwind brauchen sie bei der Verbreitung ihrer antisemitischen und rassistischen Gedanken 
nicht zu fürchten. 
 
28.01.2008 ++Holocaust-Leugner in Dänemark hochakti v++ 
Auschwitz-Gedenktag: Propaganda an Gymnasien versandt - Lehrer warnen vor revisionistischem Einfluss 
unter dem Deckmantel "kritischer Geschichtsforschung" 
http://derstandard.at/?url=/?id=3200622  
 
29.01.08 http://www.taz.de/1/leben/buch/artikel/1/kinderbuch -soll-indiziert-
werden/?src=SE&cHash=ba714c74a2  
++Antisemitismusvorwurf++   - Kinderbuch soll indiz iert werden 
Das Familienministerium will ein religionskritisches Kinderbuch indizieren. Begründung: Antisemitismus. 
"Ungeheuerlich" finden Autor und Zeichner.  
 
29.01.2008 http://www.jungewelt.de/2008/01-29/049.php  
Täter der »Köpenicker Blutwoche« geehrt 
Erneut Geschichtsverdrehung durch Neofaschisten in Berlin. SA-Leute als Opfer dargestellt 
Stefan Otto 
Passanten mögen ein Plakat in der Köpenicker Schmausstraße zunächst für eine Gedenktafel gehalten 
haben. »An dieser Stelle wurden am 21. Juni 1933 die Hilfspolizisten Robert Gleuel, Wilhelm Klein und 
Walter Apel im Alter von 23 Jahren kaltblütig niedergeschossen und erlagen ihren Verletzungen wenige 
Tage danach«, stand drauf. Hanna Wichmann von der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN) 
Köpenick ist empört: »Das Schild hat die Geschehnisse völlig aus dem Zusammenhang gerissen«. 
Der Schütze war Anton Schmaus. Er handelte in Notwehr, weil SA-Leute in das Haus seiner Familie 
eingedrungen waren, um ihn und seine Eltern festzunehmen. Im Juni 1933 überzog eine Verhaftungswelle 
den Berliner Südosten, die als Köpenicker Blutwoche in die Geschichte einging. Hunderte Mitglieder von 
SPD und KPD, Juden und Gewerkschafter wurden verhaftet, gefoltert und einige ermordet. Nachweislich 
sind mindestens 24 Menschen umgekommen. »SA-Mitglieder, die unmittelbar zur Tat schreiten wollten, 
werden hier als Opfer dargestellt. Das verfälscht die Geschichte«, so Wichmann am Montag gegenüber 
junge Welt. Anwohner des Schmausplatzes hatten das 30 mal 30 Zentimeter große Plakat Ende 
vergangener Woche entfernt und den Vorfall der Polizei gemeldet, die nun ermittelt. »Es ist schlichtweg 
demagogisch, die SA als Hilfspolizei hinzustellen und damit ihre Verbrechen zum Wohle der Bürger zu 
rechtfertigen«, findet Klaus-Ronald Zimmering, ehemaliger Köpenicker Stadtverordneter. 
An jenem 21. Juni 1933 hat die »Köpenicker SA-Standarte 15« den ganzen Tag lang Regimekritiker 
verhaftet und in das Lokal Seidler verschleppt. Nachts um halb zwölf war das Haus der Arbeiterfamilie 
Schmaus dran. Anton Schmaus gehörte wie sein Vater der SPD an. Nach den Schüssen flüchtete der 
23jährige zunächst, stellte sich dann aber und wurde ins Polizeipräsidium am Alexanderplatz überführt. Dort 
verletzte ein SA-Trupp Schmaus durch einen Schuß an Bauch und Rücken. Dadurch gelähmt und bei 
weiteren Verhören mißhandelt, starb Anton Schmaus im Januar 1934. Gerichtsverfahren gegen die Täter 
der Köpenicker Blutwoche gab es keine. Der Regierung Hitler war es recht, wenn ihre Gefolgsleute die 
Opposition durch Terror einschüchterten, denn bei den Reichstagswahlen im Mai 1933, hatten in Berlin noch 
immer knapp 1,4 Millionen Wähler für SPD und KPD gestürmt. 
Klaus-Ronald Zimmering, der selbst Angehörige während der Nazidiktatur verloren hat, ist beunruhigt 
darüber, daß in der letzten Zeit rechte Provokationen und Übergriffe im Berliner Südosten merklich 
zugenommen haben. Auch das Denkmal für die Opfer der Köpenicker Blutwoche ist schon mehrmals mit 
rechten Parolen beschmiert worden. Vor sieben Jahren hat die NPD ihre Bundeszentrale nach Köpenick 
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verlegt, seitdem entwickle sich der Bezirk zu einer Hochburg neonazistischer Aktivitäten, warnt die VVN. 
Auskunft über diese Verbrechen in der frühen Zeit d er Naziherrschaft gibt eine Ausstellung in der 
Gedenkstätte Köpenicker Blutwoche, Puchanstr. 12 in  Berlin-Köpenick 
 
29.01.2008 www.welt.de  
Harte Islam-Kritik - Ein Rechtspopulist bringt Holland schwer in Not  von Rob Savelberg 
Links die Suren des Koran, rechts die Beispiele - also Steinigung, Enthauptung, Exekution. So kündigt der 
Rechtspopulist Geert Wilders seinen umstrittenen Koranfillm an. Die täglichen Todesdrohungen ignoriert er. 
Es hieße "anpassen oder abhauen". Muslime verstünden eben keine Kritik. » mehr   
 
29.01.2008 www.welt.de  
Erziehung - Papa, wer ist eigentlich Adolf Hitler?   von dpa/kami 
Es ist fast so schlimm, wie die Frage nach den Bienchen und den Blümchen. Vielleicht sogar noch 
schimmer. Was sollen Eltern machen, wenn Kinder etwas über die Zeit der Nationalsozialisten wissen 
wollen? Eine Antwort fällt den Erwachsenen oft schwer. WELT ONLINE hilft. » mehr   
 
29.01.2008 Lausitzer Rundschau: Vor 75 Jahren gelan gte Hitler an die Macht - Noch lange nicht 
vorbei 
    Cottbus (ots) - Fünfundsiebzig Jahre sind eine lange Zeit. Ein ganzes Menschenleben liegt zwischen dem 
Tag, an dem Adolf Hitler zum Reichskanzler ernannt wurde und heute. Ist es da nicht an der Zeit zu sagen, 
das ist vorbei, und wendet sich anderen Dingen zu? Es ist noch lange nicht vorbei. Denn über die Ursachen 
und Hintergründe des Übergangs von der Weimarer Republik zu einer brutalen, verbrecherischen Diktatur 
gibt es mehr Unkenntnis und Legenden als Wissen. Das zeigen Umfragen zum Thema nicht nur unter 
Jugendlichen. Und je weniger Wissen über Struktur und Ideologie des NSDAP-Staates vorhanden ist, um so 
leichter haben es Rechtsextremisten mit und ohne Parteibuch, Anhänger zu finden. Denn wer sich mit dem 
aktuellen braunen Rand der Gesellschaft befasst, stößt unweigerlich auf viele historische Parallelen zum 
Hitler-Regime. Da ist zum Beispiel das Völkische. Der von den Nazis geprägte Begriff der Volks-
gemeinschaft, der sich der Einzelne unterzuordnen hat. Die Volksgemeinschaft hat bei der NPD einen festen 
Platz. Und zur Volksgemeinschaft gehört dabei natürlich nur, wer deutschen Blutes ist. Deutsche mit einem 
Elternteil aus Afrika oder Asien haben in diesem rassistischen Weltbild keinen Platz, von eingebürgerten 
Einwanderern, auch in der zweiten Generation, ganz zu schweigen. Vom Rassismus zum aktuellen 
Antisemitismus der rechtsradikalen Szene ist es nur ein kleiner Schritt. Das reicht vom verschwörerischen 
Suggerieren einer jüdischen Steuerung und Unterwanderung des Weltkapitalismus und dem Anbiedern an 
die Machthaber des Mullah-Regimes im Iran bis zu einem offen zur Schau getragenen Hass auf Israel. 
Manchmal wird sogar offen der Holocaust geleugnet, wie durch den ehemaligen NPD-Anwalt Horst Mahler. 
Und der Rechtsextremismus von heute ist nicht zu trennen von dem Versuch, die Verbrechen des Dritten 
Reiches zu leugnen oder wenigstens zu relativieren. Deshalb ist der Friedhof von Halbe, auf dem die Toten 
der letzten großen Kesselschlacht des Zweiten Weltkrieges liegen, so interessant für das rechtsradikale 
Heldengedenken. Dass die deutsche Wehrmacht dort zusammen mit Einheiten der Waffen-SS noch einmal 
erbittert gegen die Rote Armee kämpfte und dabei auch unzählige Zivilisten ums Leben kamen, bietet den 
Stoff für zynischen Geschichtsrevisionismus. Die deutschen Truppen werden dabei vom Angreifer und 
gelegentlichen Handlanger beim nationalsozialistischen Völkermord zum Verteidiger Westeuropas gegen 
den Bolschewismus umetikettiert. Aus Tätern werden Opfer und Helden. Wenn Deutschland aber nicht 
Schuld wäre am Zweiten Weltkrieg und wenn es die Judenvernichtung gar nicht gegeben hätte, dann könnte 
man doch ganz unbefangen über die vermeintlich guten Seiten des NS-Staates reden, über Autobahnbau 
und Mutterkreuz. Damit das nicht passiert, muss man noch lange an die Machtübernahme Hitlers und deren 
Folgen erinnern. 
Pressekontakt: Lausitzer Rundschau  Telefon: 0355/4 81231 Fax: 0355/481247 
   lr@lr-online.de    
 
30.01.2008 Mölzer: Solidarisiere mich mit dem Hollä nder Geert Wilders!  
Utl.: Kritische Auseinandersetzung mit Religion ist  Teil der europäischen Kultur = 
   Wien (OTS) - "Das Vorgehen der niederländischen Behörden, die dem Chef der "Partei für die Freiheit" 
(PVV) nahegelegt haben, seine Heimat zu verlassen, um nicht Angriffsziel islamischer Fanatiker zu werden, 
ist ein Skandal sondergleichen", zeigt sich heute der freiheitliche Europaparlamentarier Andreas Mölzer 
empört. 
"Nach der Ermordung des Satirikers und Filmemachers Theo van Gogh sowie der Ausbürgerung der 
islamkritischen Politikerin Ayaan Hirsi Ali müssen in Europa endlich die Alarmglocken läuten. Moslems, egal 
ob innerhalb oder außerhalb unseres Kontinents, müssen zur Kenntnis nehmen, daß die kritische 
Auseinandersetzung mit Religionen Teil unserer Kultur ist", hält Mölzer fest. 
"Die mediale Verunglimpfung Geert Wilders als Rechtspopulisten ist wahrlich ein Husarenstück. Wer sich mit 
den Anliegen der Partei Wilders auseinandergesetzt hat, weiß, daß es diesen Leuten vorrangig um den 
Erhalt der liberalen Kultur der Niederlande geht. Gerade in gesellschaftspolitischen Belangen vertritt die PVV 
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Ansichten, die ich als patriotischer und wertkonservativer Politiker nicht teile", erklärt der freiheitliche 
Europapolitiker. 
"Mit den Morddrohungen gegen Wilders verfestigt sich abermals das Bild von einem Islam, der mit den 
europäischen Werten nicht vereinbar ist. Als Demokrat respektiere ich grundsätzlich alle politischen 
Meinungen, wenn sie nicht grundrechtsfeindlich sind. Die in unseren Breiten übliche Kritik am Christentum 
steht oft in Widerspruch zu meinen Auffassungen. Dennoch werde ich dafür eintreten, daß sie geäußert 
werden können. Ich erwarte von Politikern aller Richtungen, daß sie sich mit Geert Wilders solidarisieren und 
ein Zeichen gegen Intoleranz und Terror setzen", fordert Andreas Mölzer abschließend. 
Rückfragehinweis:    Mag. Dimitrij Grieb Tel.: 0676 /43 22 316 
 
30.01.2008 http://www.dradio.de/dlf/sendungen/interview_dlf/73 1986/ 
Deutschlandfunk, Interview vom 30.01.2008, 11:18 Uh r 
"NPD ist keine demokratische Partei" - Landesinnenm inister plädiert für Parteiverbot 
Anlässlich des 75. Jahrestages der Machtergreifung der NSDAP hat der Innenminister von Mecklenburg-
Vorpommern, Lorenz Caffier, erneut ein Verbot der NPD gefordert. Er sei der Überzeugung, dass die 
rechtsextreme Partei als verfassungsfeindlich einzuschätzen ist. Sie trete "kämpferisch, aggressiv" auf und 
habe "die feste Absicht, eine andere Gesellschaftsordnung" in Deutschland aufzubauen, betonte der CDU-
Politiker. 
 
30.01.2008 http://www.dradio.de/dkultur/sendungen/interview/73 1802/ 
Deutschlandradio Kultur, Interview vom 30.01.2008, 08:28 Uhr 
Lammert mahnt Engagement für Demokratie an  -   Bun destagspräsident: NS-Zeit bleibt "Menetekel" 
Anlässlich des 75. Jahrestages der Machtergreifung durch die Nationalsozialisten hat Bundestagspräsident 
Norbert Lammert die Bürger aufgefordert, aktiv am politischen Prozess teilzunehmen. Auch wenn die 
bundesrepublikanische Demokratie Anlass zur Zuversicht biete, dürfe man nicht übersehen, dass die Anzahl 
der Gleichgültigen weit größer als die der engagierten Demokraten sei, sagte der CDU-Politiker. 
 
30.01.2008 www.spiegel-online.de  
KARNEVAL IN RIO - Holocaust- Motivwagen sorgt für Empörung  
Leuchtende Kostüme, laute Musik und viel nackte Haut: Der Karneval in Rio ist vor allem ein buntes 
Spektakel. Eine Sambagruppe will den Umzug nun nutzen, um an den Holocaust zu erinnern. Vertreter der 
jüdischen Gemeinde sind entsetzt. mehr... 
 
30.01.2008 www.spiegel-online.de  
RECHTSEXTREMISMUS - Eklat in Schweriner Landtag - NPD steht nicht für N S- Opfer auf  
Am Jahrestag der Ernennung Hitlers zum Reichskanzle r gedachte der Landtag in Mecklenburg-
Vorpommern der Opfer des Nationalsozialismus. Die N PD-Abgeordneten weigerten sich, zu der 
Gedenkminute aufzustehen. Die Sitzung wurde unterbr ochen.  
Schwerin  - Die Abgeordneten der Rechtsextremisten ignorierten die Bitte der Landtagspräsidentin Sylvia 
Bretschneider (SPD), sich zu einer Gedenkminute für die Opfer des Nationalsozialismus zu erheben. Die 
NPD-Abgeordneten blieben sitzen. Die Sitzung wurde daraufhin unterbrochen, die Fraktionschefs von CDU, 
SPD, Linke und FDP kamen zu einer Beratung zusammen.  
Man wolle prüfen, ob das Verhalten der NPD nach der Geschäftsordnung sanktioniert werden könne, sagte 
der parlamentarische Geschäftsführer der FDP, Gino Leonhard. Die NPD, die mit sechs Abgeordneten im 
Landtag vertreten ist, beantragte die Einberufung des Ältestenrats.  
Bretschneider hatte zu Beginn der Sitzung an die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler vor genau 75 
Jahren erinnert. "Der 30. Januar steht für das Ende von Freiheit und Meinungsverschiedenheit", sagte sie. 
Terror und Gewalt seien die Folge gewesen, sagte sie unter Bezug auf das Gedenken an die Befreiung der 
Häftlinge des Konzentrationslagers Auschwitz vor 63 Jahren.    anr/dpa  
 
30.01.2008 ++Spitzenstellung übernommen++ 
Die NPD ist im vergangenen Jahr zur mitgliederstärksten Partei der extremen Rechten geworden. Damit hat 
sie die DVU überflügelt, die ebenso wie die "Republikaner" (REP) deutliche Einbußen hinnehmen musste. 
Auch die Zahl von nicht in Parteien organisierten Neonazis hat 2006 zugenommen. 
http://www.redok.de/content/view/1004/38/  
 
30.01.2008 ++Kalkulierte Demokratie-Verweigerung++ 
Schwerin. Während eines im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern stattgefundenen Gedenkens für die 
Opfer des Nationalsozialismus blieben die Abgeordneten der NPD-Fraktion nicht nur sitzen, auch die 
anberaumte Schweigeminute ignorierten sie demonstrativ - und zeigen so, was sie offenbar von der 
sächsischen NPD-Fraktion gelernt haben. 
http://www.redok.de/content/view/1003/36/  
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30.01.2008 Der Tagesspiegel: Verfassungsschützer: " Stärke der NPD ist Schwäche der 
Republikaner" 
   Berlin  (ots) - Mit ihrem aggressiven Auftreten hat die NPD im vergangenen Jahr die eher lahmen Kon-
kurrenten im rechtsextremen Spektrum überflügelt. Dort sei es der NPD erstmals seit der Wieder-
vereinigung gelungen, zur mitgliederstärksten Partei aufzusteigen, berichten jetzt übereinstimmend mehrere 
Verfassungsschützer dem "Tagesspiegel" (Donnerstagausgabe). Die Stärke der NPD sei allerdings vor 
allem auf die Schwäche von DVU und "Republikanern" zurückzuführen. Das heißt in Zahlen: Die NPD 
reichte schon eine Zunahme um 200 Mitglieder auf nun 7200, um die bislang führende DVU zu überholen. 
Die Partei des Münchener Verlegers Gerhard Frey sei von 8500 Mitgliedern im Jahr 2006 auf 7000 ge-
schrumpft, sagen die Verfassungsschützer. Bei den "Republikanern" habe sich der Abwärtstrend ebenfalls 
fortgesetzt, sie zählten nur noch 5500 Mitglieder. Das sind 500 weniger als 2006. Der Verfassungsschutz 
bewertet die Reps allerdings nur noch in Teilen als rechtsextreme Partei. 
   Die Verschiebung der Kräfteverhältnisse zeichnete sich schon lange ab. Vor fünf Jahren verfügte die NPD 
über 5000 Mitglieder, seitdem nahm sie kontinuierlich zu. Die DVU lag damals mit 11 500 Mitgliedern weit 
vorn, befand sich aber bereits im Sinkflug. Das galt auch für die "Republikaner", die 2003 noch 8000 Mit-
glieder zählten. Den Zuwachs der NPD erklären Verfassungsschützer vor allem mit deren antikapitalistisch 
und "revolutionär" intonierten Propaganda in Ostdeutschland, die junge Leute in die Partei ziehe. Dem hätten 
die überalterte DVU und die um ein konservatives Image bemühten Reps wenig entgegenzusetzen. 
Zugelegt habe die NPD vor allem in Thüringen,berichten Verfassungsschützer. In Sachsen hingegen, wo die 
NPD seit 2004 im Landtag sitzt, sei die Zahl der Parteimitglieder rückläufig. 
   Das Wachstum der NPD birgt allerdings auch reichlich Potenzial für Konflikte im rechtsextremen Spektrum. 
Die Partei ist seit 2005 über den "Deutschland-Pakt" mit der DVU verbündet. Kern der Vereinbarung ist die 
Aufteilung von Wahlen auf Landes-, Bundes- und Europaebene -  man tritt nicht gegeneinander an. 
Verfassungsschützer erwarten jedoch, dass die NPD gerade in Thüringen, wo sie nun personell zugelegt 
hat, nicht hinnehmen wird, dass die siechende DVU 2009 bei der Landtagswahl antritt, wie es im 
Deutschland-Pakt vorgesehen ist.  
Ähnlich ist die Konstellation in Brandenburg: Hier kam die NPD kürzlich in einer Umfrage auf vier Prozent, 
die DVU erreichte nur noch ein Prozent - obwohl sie mit einer sechsköpfigen Fraktion im Landtag vertreten 
ist. Bei den Kommunalwahlen im Herbst dieses Jahres, da gilt der Deutschland-Pakt nicht, werden sich NPD 
und DVU gegenüberstehen. Sollte die NPD dann deutlich besser abschneiden, werde sie der DVU den 
Antritt bei der Landtagswahl 2009 streitig machen, prophezeien Verfassungsschützer. 
   Gewachsen ist im vergangenen Jahr auch die Szene der Neonazis, die in Teilen mit der NPD liiert ist. Das 
Personenpotenzial stieg nach Beobachtung der Experten um 200 auf 4400. Hauptgrund sei die "sprunghafte 
Zunahme" bei den so genannten Autonomen Nationalisten, die in ihrem Auftreten als schwarzer Block den 
linksextremen Gegner kopieren. Die Autonomen Nationalisten hätten sich auf 400 Personen verdoppelt, 
Schwerpunkt blieben Berlin und das Ruhrgebiet. 
   Etwas abgenommen hat das vom Verfassungsschutz als "subkulturell geprägte und sonstige gewaltbereite 
Rechtsextremisten" benannte Milieu (2007: 10 000, 2006: 10 400). Gemeint sind Skinheads, die Musikszene 
sowie Schläger, die nicht dem ideologisch gefestigten Spektrum der Neonazis zugerechnet werden. Die 
Anziehungskraft der Skinhead-Szene lasse weiter nach, sagen Experten. Glatze und Bomberjacke kämen 
aus der Mode. 
   Die Gesamtzahl der vom Verfassungsschutz zum "Rechtsextremismuspotenzial" gerechneten Personen 
nahm rechnerisch um etwa 5000 auf ungefähr 33 000 ab. Neben dem Schwund bei der DVU nennen die 
Experten als einen Grund die Neubewertung der "Republikaner". Nach dem jahrelangen Exodus explizit 
rechtsextremer Mitglieder, viele liefen zur NPD über, wird nur noch ein Teil der Reps dem harten Spektrum 
zugerechnet. 
Pressekontakt: Der Tagesspiegel Chef vom Dienst Tho mas Wurster 
Telefon: 030-260 09-308  Fax: 030-260 09-622  cvd@tagesspiegel.de   
 
30.01.2008 www.welt.de  
Mecklenburg-Vorpommern - NPD steht nicht für Opfer des NS-Regimes auf  von dpa/ab 
In Mecklenburg-Vorpommern ist es zu Beginn der Landtagssitzung zu einem Eklat gekommen. Auf die Bitte, 
sich zu einer Gedenkminute für die Opfer des Nationalsozialismus zu erheben, blieben die Abgeordneten 
der NPD sitzen. Sie warfen den anderen Parteien vor, das Gedenken für "taktische Spielchen" zu nutzen. 
» mehr   
 
30.01.2008 www.welt.de  
Geschichte - Furtwängler entsetzt über "Nazi-Schweine"  - von Kirsten Liese 
Nach Jahrzehnten hat die Witwe des Dirigenten seine privaten Briefe freigegeben: Daraus geht hervor, dass 
Wilhelm Furtwängler die Taten der Nationalsozialisten aufs Schärfste verurteilte. Zu seiner Frau sagte er: 
"Wir können, wenn wir daran denken, nie, nie mehr ein Gefühl des Glücks haben." » mehr   
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�  Kino: Als das "Reichsorchester" für Hitler spielte  
�  Familiengeschichte: Furtwängler und die Seinen  
�  Herbert von Karajan: Der Mann, der zweimal in die NSDAP eintrat  
�  Das Reichsorchester: Die Berliner Philharmoniker in der Nazi-Zeit  

 
30.01.2008 www.welt.de  
Heikle Immobilie - Würden Sie eine Nazi-Kirche kaufen?   von Demian von Osten 
SA-Offiziere im Torbogen, Soldaten am Altar, Hitlerjungen als Dekoration: Die Martin-Luther- 
Gedächtniskirche im Berliner Stadtteil Mariendorf ist eine heikle Immobilie - und baufällig. Das im "Dritten 
Reich" gebaute Gotteshaus soll nun verkauft werden. Was angesichts der nationalsozialistischen 
Ausstattung schwierig ist. » mehr   
 
30.01.2008 www.welt.de  
Geschichtsunterricht  - Holocaust-Comic wird an Berliner Schulen getestet    von epd/sh 
Wie lässt sich Schülern am besten Wissen über die NS-Zeit vermitteln? Aus den Niederlanden kommt auf 
diese alte Frage eine neue Antwort: mit Hilfe eines Comics. Das Anne-Frank-Zentrum unterstützt ein 
Pilotprojekt, bei dem nun auch Berliner Schüler aus einem Comic mehr über die NS-Zeit erfahren sollen. 
» mehr   
 
30.01.2008 Der Tagesspiegel: Antisemitismus-Forsche r Benz: Merkel beklagt zu Recht 
"bürgerlichen Antisemitismus" / Debatte zum 75. Jah restag der Machtübernahme Hitlers  
   Berlin (ots) - Wolfgang Benz, Leiter des Berliner Zentrums für Antisemitismusforschung, warnt davor, den 
"stillschweigenden Antisemitismus" in Deutschland zu ignorieren. Bundeskanzlerin Angela Merkel habe 
kürzlich zu Recht die Aufmerksamkeit auf den "bürgerlichen Antisemitismus" gelenkt, sagte Benz dem 
Tagesspiegel im Interview (Donnerstagsausgabe). Diesen Antisemitismus, "der sich nicht sprachlich 
artikuliert", dürfe man angesichts des Radau-Antisemitismus der Rechtsradikalen nicht aus dem Blick  
verlieren. Benz warnte gleichzeitig vor Überreaktionen auf Umfragewerte zum Antisemitismus. Wenn ein 
Meinungsforschungsinstitut feststelle, dass bei 20 Prozent der Deutschen Ressentiments gegenüber 
Juden bestehen, "dann heißt das nicht, die wollen jetzt die Juden verjagen oder sie sind in der Wolle 
gefärbte Neonazis", so Benz. Sie reagierten lediglich "auf Fragen, die manchmal auch suggestiv sein  
können". "Mit einem gewissen Prozentsatz von Leuten, die Vorbehalte gegen Minderheiten und 
insbesondere gegenüber der Minderheit der Juden haben, müssen wir leben", sagte Benz. Das Zentrum für  
Antisemitismusforschung an der Technischen Universität Berlin begeht in diesen Tagen sein 25. 
Gründungsjubiläum. 
Zum 75. Jahrestag der Machtübernahme Adolf Hitlers am 30. Januar 1933 gibt es eine neue Debatte um 
den Antisemitismus. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) hatte kürzlich einen "bürgerlichen 
Antisemitismus" und eine "gewisse Sprachlosigkeit" gegenüber modernen Formen der Judenfeindschaft 
festgestellt. Charlotte Knobloch, Präsidentin des Zentralrats der Juden, hatte beklagt, dass Neonazis  
Überfremdungsängste schürten und sich auch im linken Spektrum antisemitische Ressentiments 
breitmachten. 
Pressekontakt: Der Tagesspiegel Chef vom Dienst Tho mas Wurster 
Telefon: 030-260 09-308  Fax: 030-260 09-622  cvd@tagesspiegel.de   
 
30.01.2008 http://www.dradio.de/dlf/sendungen/europaheute/7318 48/ 
Deutschlandfunk, Europa heute - vom 30.01.2008, 09: 10 Uhr 
Rechtsextreme bedrohen Journalisten - Angst in unga rischen Medien 
Für ungarische Journalisten steigt das Risiko, über Rechtsextreme zu berichten oder sich auch nur kritisch 
über sie zu äußern. Einige Medienvertreter wurde bereits Opfer extremistischer Gewalt, andere werden 
zumindest massiv bedroht. 
 
31.01.2008 ++Pastörs nennt Juden "Schmarotzer" ++ 
Schwerin. Nach dem Boykott einer Gedenk- und Schweigeminute für NS-Opfer am 30. Januar im Landtag 
von Mecklenburg-Vorpommern hat die NPD einen Tag später erneut mit ausländer- und judenfeindlichen 
Formulierungen versucht, auf sich aufmerksam zu machen. 
So forderte der NPD-Fraktionsvorsitzende Udo Pastörs in einer Rede eine Studie über die "Kostenwahrheit 
der Einwanderung". Dabei sprach Pastörs von "Schmarotzertum" und wandte sich gegen die Einwanderung 
von Juden, berichtet die Nachrichtenagentur dpa. Wegen seiner in der Ansprache gebrauchten 
ausländerfeindlichen Äußerungen unterbrach und verwarnte ihn die Erste Vizepräsidentin des Landtags, 
Renate Holznagel (CDU), wiederholt. Kurze Zeit später sprach Holznagel gegen Pastörs einen Ordnungsruf 
aus. 
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http://www.redok.de/content/view/1005/38/  
 
31.01.2008 http://jungle-world.com/seiten/2008/05/11395.php  
Plakatieren leider erlaubt -  
Zur Hamburger Bürgerschaftswahl im Februar tritt die DVU an, nicht die NPD. So ist es im »Deutschland-
Pakt« vereinbart worden. Im Wahlkampf droht die Stadt mit rechtsextremer Propaganda überhäuft zu 
werden. Von Andreas Speit 
 
31.01.2008 http://jungle-world.com/seiten/2008/05/11396.php  
Deutsches Haus 
Ein 19jähriger Iraner, der sich in Berlin-Köpenick in Abschiebehaft befindet, versuchte am 23.�Januar, sich 
das Leben zu nehmen. Er wollte sich in einem Waschraum mit einem Bettlaken erhängen. Das 
Wachpersonal fand den jungen Mann. Er wurde zur ambulanten Behandlung ins Krankenhaus und 
anschließend zurück in das Abschiebegefängnis an der Grünauer Straße gebracht.  
Das Verwaltungsgericht Ansbach (Bayern) entschied am 22.�Januar über eine Klage von Pro Asyl zum Teil 
positiv. Die Flüchtlingsorganisation hatte unter Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz Einblick in 
Dienstanweisungen und so genannte Herkunftsländerleitsätze eingeklagt, um Fehleinschätzungen des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge korrigieren zu können. So sei zum Beispiel im Jahr 2007 die 
Verfolgungssituation in Birma falsch bewertet worden, was zu zahlreichen Ablehnungen der Asylanträge von 
Birmanen geführt hätte. Nach dem richterlichen Beschluss musste ein Großteil der Dienstanweisungen offen 
gelegt werden. Dienstanweisungen zur Definition von »religiöser Verfolgung« und zur Frage, wann eine 
Verfolgung »wegen Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe« vorliegt, wurden hingegen als 
Verschlusssache eingestuft. Auch die »Herkunftsländerleitsätze« mussten nicht weitergegeben werden.  
Am 21.�Januar beleidigten ein 20 Jahre alter und ein 22 Jahre alter Mann in Aachen (Nordrhein-Westfalen) 
eine dunkelhäutige junge Frau an einer Bushaltestelle mit rassistischen Sprüchen und schlugen auf sie ein. 
Sie beschimpften die 17jährige im Vorbeigehen mit den Worten »Du Nigger« und »Raus aus Deutschland«. 
Die junge Frau wollte sich wehren, lief hinter den Männern her und rief: »Haltet die Klappe!« Daraufhin 
bespuckten die Männer sie, griffen sie mit den Fäusten an und traten auf sie ein, als sie auf dem Boden lag. 
Eine 16jährige wollte ihrer Freundin zur Hilfe kommen, woraufhin die Männer sie ebenfalls schlugen und 
traten. Die beiden jungen Frauen wurden leicht verletzt. Als Passanten dazwischen gingen, flüchteten die 
Täter. Einen Tag später nahm die Polizei die mutmaßlichen Angreifer in der Nähe der Bushaltestelle fest. 
Die Männer gaben die Tat zu, stritten aber ab, aus Rassismus gehandelt zu haben.  
In Neuhof (Hessen) griffen am 19.�Januar drei Männer einen 19jährigen Türken an. Sie traten die Tür zu der 
Imbissstube, in der er arbeitete, ein, beleidigten ihn und griffen ihn an. Als er die Polizei rufen wollte, nahmen 
sie ihm sein Handy ab und zerstörten es. Der junge Mann erlitt Prellungen. Die Polizei konnte die drei 
mutmaßlichen Angreifer, zwischen 27 und 34 Jahren alt, in der Nähe der Imbissstube stellen.  
Am 17.�Januar beleidigten zwei Männer im Alter von 42 bzw. 50 Jahren in Berlin-Oberschöneweide einen 
jungen, südländisch aussehenden Mann mit rassistischen Sprüchen und bedrohten ihn. Der 20jährige, der in 
der Klarastraße ein Päckchen auslieferte, flüchtete in sein Auto und rief die Polizei. Die Angreifer 
versuchten, die Türen zu öffnen, und forderten den jungen Mann auf auszusteigen. Polizeibeamte konnten 
die Männer festnehmen.     eb  
 
31.01.2008 http://www.jungewelt.de/2008/01-31/059.php  
Sitzen für Hitler   - Von Arnold Schölzel 

 
Ob als Biedermänner oder als Brandstifter: »Der 
Tradition der Nationalsozialisten verpflichtet« 
(Landtagspräsidentin Bretschneider) 
Foto: AP 
 
Am gestrigen 75. Jahrestag der Ernennung Adolf Hitlers 
zum Reichskanzler gedachte der Landtag in 
Mecklenburg-Vorpommern der Opfer des deutschen 
Faschismus. Die sechs Abgeordneten der NPD 
weigerten sich, zu der Gedenkminute aufzustehen. Die 
Sitzung wurde unterbrochen. Der Schweriner Skandal 
wurde am selben Tag von der als linksliberal geltenden 
Tageszeitung Frankfurter Rundschau übertroffen. Das 
Blatt räumte dem Historiker Götz Aly vier Druckseiten für 

ein Pamphlet unter dem Titel »Die Väter der 68er. Vor 75 Jahren kam Hitlers Generationenprojekt an die 
Macht: die 33er«.  
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In Schwerin ignorierten die NPD-Abgeordneten am Mittwochvormittag die Bitte der Landtagspräsidentin 
Sylvia Bretschneider (SPD), sich zu einer Gedenkminute für die Naziopfer zu erheben. Sie blieben sitzen. 
Die Sitzung wurde daraufhin unterbrochen, die Fraktionschefs von CDU, SPD, Linke und FDP kamen zu 
einer Beratung zusammen. Man wolle prüfen, ob das Verhalten der NPD nach der Geschäftsordnung 
sanktioniert werden könne, sagte der parlamentarische Geschäftsführer der FDP, Gino Leonhard.  
Bretschneider hatte zu Beginn der Sitzung an die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler vor genau 75 
Jahren erinnert: »Der 30. Januar steht für das Ende von Freiheit und Meinungsverschiedenheit«. Terror und 
Gewalt seien die Folge gewesen, erklärte sie unter Bezug auf das Gedenken an die Befreiung der Häftlinge 
des Konzentrationslagers Auschwitz vor 63 Jahren. 
Erst vor einigen Tagen hatte die Industrie- und Handelskammer Schwerin zu ihrem Neujahrsempfang den 
NPD-Fraktionsvorsitzenden Udo Pastörs eingeladen, der sich in der ersten Reihe der Honoratioren 
niederließ. Auf nachträgliche Kritik antworteten die Verantwortlichen mit einem Hinweis auf die »demo-
kratische Wahl«, mit der die NPD in den Landtag gekommen sei. Unmittelbar vor der gestrigen Landtags-
sitzung hatte Mecklenburg-Vorpommerns Innenminister Lorenz Caffier (CDU) bekräftigt, daß er für ein 
Verbot der NPD eintrete. 
Von einem Verbot, Hohn über Naziopfer auszukippen, sind Götz Aly und die FR weit entfernt. Sie übertreffen 
zwar die Infamie der Schweriner Neonazis, liegen aber auf offizieller »demokratischer« Linie der BRD von 
»Rot gleich Braun«. Aly wörtlich: »Die nationalsozialistische Machtergreifung vom 30. Januar 1933 muß als 
Generationenprojekt verstanden werden, als der Beginn einer schrecklichen Jugendbewegung.« Die 
Redaktion stellte u. a. zwei Fotos dazu, die sie mit den Unterschriften versah: »Für andere Hochschulen: 
Kundgebung von NS-Studenten vor der Universität in Berlin« und »Ähnliche Ziele: Rudi Dutschke (Mitte) bei 
einer Demonstration im Februar 1968«. Auf dem letzteren Foto ist neben Dutschke auch der Schriftsteller 
(jüdischer Herkunft) Erich Fried zu sehen. 
Aly, dessen Buch »Unser Kampf« über 1968 demnächst erscheint (siehe jW vom 20.12.2007), sah bereits 
2005 bei Oskar Lafontaine »Elemente des Konzeptes ›nationaler Sozialismus‹ sehr deutlich«. Im Sommer 
2007 vertrat der Vorstandsvorsitzende des Springer-Konzerns, Mathias Döpfner, in einem Kommentar der 
Welt denselben Standpunkt. Aly, FR und Springer haben den Antifaschismus als ideologische Waffe 
entdeckt, einen Antifaschismus, der voraussetzt, daß es keinen deutschen Faschismus und seine 
Steigbügelhalter in Reichswehr und Großkapital gab. 
 
31.01.2008 www.mdr.de  
Schweriner Landtag: Nach NPD-Eklat Kritik an Landta gspräsidentin 
Nach dem Boykott einer Gedenkminute für die Opfer des Nationalsozialmus durch die NPD-Fraktion im 
Schweriner Landtag gerät Parlamentspräsidentin Bretschneider in die Kritik. Einfach zu schweigen und zur 
Tagesordnung überzugehen, erleichtere es den rechts-radikalen Ideologen, ihr Gedankengut zu verbreiten, 
sagte Bundestags-Vizepräsidentin Göring-Eckardt der "Bild"-Zeitung. Die sechs NPD-Abgeordneten im 
Schweriner Landtag waren gestern während der Gedenkminute auf ihren Plätzen sitzen geblieben. 
Parlamentspräsidentin Bretschneider, SPD, hatte nach einstündiger Unterbrechung die Sitzung 
kommentarlos fortgesetzt. 
 
31.01.2008 www.welt.de  
Religion - Wie antisemitisch kann ein Kinderbuch sein?  von Alan Posener 
Das Bundesfamilienministerium geht gegen das Kinderbuch "Wo bitte geht's zu Gott? fragte das kleine 
Ferkel" vor. Es soll auf den Index. Grund: Die Weltreligionen werden darin verunglimpft, besonders das 
Judentum. Aber eigentlich ist das atheistische Werk für die Zensur viel zu schlecht. » mehr   
 
31.01.2008 Der Tagesspiegel: Massive Proteste gegen  Thor-Steinar-Laden erwartet 
   Berlin  (ots) - Am Freitag eröffnet in der Rosa-Luxemburg-Straße in Berlin-Mitte ein neues Geschäft der bei 
Neonazis beliebten Modemarke Thor Steinar. Die linke Szene will die Eröffnung des Ladens stören. Zudem 
kündigten Politiker von SPD, Linke und Grüne für Freitag 10 Uhr Proteste an. "Es darf in Berlin keinen Platz 
für solch einen rechten Laden geben, egal ob öffentlich oder privat vermietet", sagte die Grünen-
Abgeordnete Clara Herrmann. Der SPD-Abgeordnete Tom Schreiber forderte Impala-Immobilien aus 
Hamburg, die die Räume vermietet, telefonisch auf, den Mietvertrag sofort zu kündigen. "So lange die  
ihre Miete zahlen, werden wir sie nicht rausschmeißen", sagte der Geschäftsführer von Impala dem 
Tagesspiegel. 
   Fragen richten Sie bitte an: Der Tagesspiegel, B erlin-Redaktion, 030-26009-547 
 
31.01.2008 Blick nach Rechts - Die Inhalte der aktu ellen Ausgabe: 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/herbenie derlage/  
„Herbe Niederlage“ 
Die NPD hat ihr Wahlziel klar verfehlt – schnell we rden Forderungen nach Änderung des 
„Deutschland-Pakts“ laut.  
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Vollmundig war die NPD in den Wahlkampf in Hessen und Niedersachsen gestartet. „Am Ende steht der 
Sieg“, hatte der hessische Landesvorsitzende Marcel Wöll getönt. Andreas Molau, Spitzenkandidat in 
Niedersachsen, hatte angekündigt: „Von Niedersachsen aus werden wir ein neues Signal senden, dass die 
Nationaldemokraten nicht nur in Mitteldeutschland ein politischer Faktor sind.“ Schon während des 
Wahlkampfs setzte die Ernüchterung ein. Die Erwartungen wurden relativiert: Zwei bis drei Prozent in 
Niedersachsen und mehr als ein Prozent in Hessen hätte die NPD noch als bescheidenen Erfolg feiern 
können. Doch beide Ziele wurden verfehlt: Zeit für den großen Katzenjammer am Wahlabend und an den 
Tagen danach. Prompt werden wieder Forderungen laut: Wenn die NPD tatsächlich nur in „Mittel-
deutschland“ Erfolge einfahren kann, sollte dann nicht besser der „Deutschland-Pakt“ mit der DVU 
aufgekündigt oder geändert werden? 
Sprachlos war zunächst die Bundes-NPD. Ohne jede Bewertung veröffentlichte sie lediglich die vorläufigen 
Ergebnisse aus den niedersächsischen Wahlkreisen: von 3,6 Prozent in Helmstedt bis 0,5 Prozent in Lingen. 
Molau selbst räumte die „herbe Niederlage“ ein. Inhaltlich mag er am Wahlkampf seiner Partei keine Fehler 
erkennen. Statt dessen klagt er, das nötige „Kleingeld“ habe gefehlt und man habe sich einer 
„Schweigespirale der Medien“ gegenübergesehen.  
Im Nachbarland Hessen hatte die NPD einen Wahlkampf betrieben, der von Plakatauswahl, TV-Werbung bis 
hin zur lautstark angekündigten, dann aber versandeten „großen Hessenrundfahrt“ ihres 
Landesvorsitzenden von Pleiten, Pech und Pannen gekennzeichnet war. „Kreativ und teilweise sicher auch 
spontan-revolutionär“ hatte dieser Kampf um die Stimmen werden sollen, so hatte Wöll prophezeit. „Kreativ“ 
zeigte sich Spitzenkandidatin Doris Zutt, als sie kundtat, sie sehe „trotz alledem das Wahlergebnis nicht 
ganz so negativ“. Schließlich hätten auch die Freien Wähler nur 0,9 Prozent erreicht. Wöll fand es „natürlich 
besonders bitter“, dass die NPD ohne Wahlkampfkostenerstattung auskommen muss „und uns durch 3500 
fehlende Wähler die Finanzierung unserer Arbeit in Hessen verwehrt bleibt“. 
„Der Wähler, das unbekannte Wesen…“, rätselte Christian Worch, der die NPD in Niedersachsen unterstützt 
hatte, über die Ursachen des Debakels. Seine Anhänger unter den „Freien Nationalisten“ wollen am Bündnis 
mit der Molau-NPD festhalten: „Durch den gemeinsamen Wahlkampf der freien und parteigebundenen 
Kräfte konnte ein neues Netzwerk geschaffen werden, welches durchaus über den Wahlkampf hinaus 
erhalten bleiben wird.“ Sie sehen auch ein positives Moment: Alle Wahlbezirke, in denen die „Freien“ im 
Wahlkampf aktiv gewesen seien, würden überdurchschnittliche Ergebnisse aufweisen. Geht es nach ihnen, 
muss die NPD aktivistischer werden: Man müsse darüber beraten, „ob es zukünftig nicht ratsamer wäre, die 
Presse zu einer Berichterstattung zu ‘zwingen’. Aufzüge und Kundgebungen lassen sich nun einmal nicht 
verschweigen.“ Die Hoffnung, von einer solch „erzwungenen“ Medienpräsenz zu profitieren, hat in Hessen 
zwar getrogen, wo über Kundgebungen und Kundgebungsankündigungen der NPD breit berichtet wurde – 
diejenigen Neonazis, die ihren Daseinssinn darin sehen, allwöchentlich irgendwo auf die Straße zu gehen, 
werden diese Forderung dennoch goutieren. 
Bleibt Worchs vorläufiges Fazit: „Der Sprung nach Westen ist missglückt.“ Dass die NPD einen schlechten 
Tausch gemacht hat, als sie im „Deutschland-Pakt“ das Recht zur Kandidatur in Schleswig-Holstein, 
Nordrhein-Westfalen, Hessen oder Niedersachsen zugesprochen bekam, während sie auf Sachsen-Anhalt 
und Thüringen verzichtete, wird vielen Parteimitgliedern und erst recht „freien“ Neonazis immer bewusster. 
Die NPD, so diese Lesart, sammelt im Westen Frustrationserlebnisse, während die DVU im Osten – wie in 
Sachsen-Anhalt – trotz guter Voraussetzungen versagt. Nicht unerwartet, meldeten sich rasch Neonazis aus 
Thüringen zu Wort, die in den Wahlergebnissen vom 27. Januar eine andere „Signalwirkung“ erkennen als 
von Molau erhofft: „NPD ist Regionalpartei“. Die Diskussion über einen Wahlantritt der NPD in Thüringen 
müsse „nun noch deutlicher und offener erfolgen“.    Tomas Sager 
 
„Spalter und Ergomane“ [€] 
Der DVU-Spitzenkandidat zur Hamburger Bürgerschaftswahl blickt auf eine einschlägige rechtsextreme 
Karriere zurück. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/spalteru ndergomane/  
 
„Soldatische Erziehung“ [€] 
Die „Heimattreue Deutsche Jugend“ drillt in ihren Lagern Kinder und Jugendliche. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/soldatis cheerziehung/  
 
Wikipedia-Verschnitt [€] 
Das Online-Nachschlagewerk „Metapedia“ soll zur Vernetzung der europäischen Neuen Rechten beitragen. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/wikipedi averschnitt/  
 
Lichtblicke mit Makel [€] 
Auch die sechste Folge der „Deutschen Zustände“ gibt keinen Grund zur Entwarnung. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/lichtbli ckemitmakel/  
 
Fragwürdiger Einsatz [€] 
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Zehn Hundertschaften bietet die Polizei für drei Demonstrationen in Magdeburg auf. Ein friedlicher Protest 
gegen die NPD wird für mehr als drei Stunden eingekesselt. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/fragwuer digereinsatz/  
 
Stramme Marschrichtung [€] 
FPÖ-Vertreter zeigen keinerlei Berührungsängste mehr gegenüber dem rechtsextremen Spektrum und 
Holocaust-Leugnern. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/strammem arschrichtung/  
 
 „Bundesrichter töten“ [€] 
Aus für rassistischen Hassprediger und Radio-Moderator. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/bundesri chtertoeten/  
 
 „Generalplaner Ost“ [€] 
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) arbeitet nach langem Zögern ihre unrühmliche Geschichte in 
der Zeit des Nationalsozialismus auf. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/generalp lanerost/  
 
Aktive Zustimmung [€] 
Die Gewerkschaft ver.di zeigt Dokumente des allgegenwärtigen Nazi-Terrors. 
Öffentliche Zurschaustellungen wurden von der Bevölkerung mit Interesse verfolgt. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe032008/aktivezu stimmung/  
 
http://www.bnr.de/bnraktuell/aktuellemeldungen/sozi algehtnurnational/  
 „Sozial geht nur national“ 
Nürnberg/Hamburg – In Nürnberg und Hamburg wollen R echtsextremisten in diesem Jahr am 1. Mai 
auf die Straße gehen.  
Veranstalter in Nürnberg ist die NPD, die zur „bundesweiten Großdemonstration“ unter dem Motto „Sozial 
geht nur national“ aufruft. Beginn soll um 11.00 Uhr sein, Treffpunkt am U-Bahnhof Frankenstraße. „Freie 
und parteigebundene Nationalisten aus Hamburg“ mobilisieren zu einer Demonstration in der Hansestadt. 
„Arbeit und soziale Gerechtigkeit für alle Deutschen! Gemeinsam gegen Globalisierung!“ ist das Motto des 
Aufmarschs, der ab 12.00 Uhr im Stadtteil Barmbek stattfinden soll. (ts)  
 
http://www.bnr.de/bnraktuell/aktuellemeldungen/repu blikanervornpd/  
Republikaner vor NPD 
Wiesbaden – Die NPD hat bei der Hessen-Wahl ihr Min imalziel verfehlt, 1 Prozent der Stimmen zu 
erreichen.  
Sie kam auf lediglich 0,9 Prozent der Stimmen. Damit erhält die NPD für die Hessen-Wahl keine Mittel aus 
der Wahlkampfkostenerstattung. Anders die Republikaner, die auf 1,0 Prozent kamen, 0,3 Prozent weniger 
als bei der Landtagswahl 2003. Für die NPD entschieden sich in Hessen 23 972 Wähler/innen, die 
Republikaner erhielten 27 721 Stimmen (minus 6.842). In 37 der 55 Wahlkreise schnitten die Republikaner 
besser ab als die NPD. Ihre besten Ergebnisse erzielten sie in den Wahlkreisen Groß-Gerau I mit 2,2, 
Offenbach-Stadt und Odenwald mit 2,1 sowie Main-Kinzig III mit 2,0 Prozent. Die NPD kam in den 
Wahlkreisen Wetterau II auf 3,0, Hersfeld auf 2,2 und Wetterau III auf 2,0 Prozent. (ts)  
 
Rechtsextreme konkurrieren in München [€]  
München – Zwei rechtsextreme Gruppierungen können bei der Stadtratswahl in München am 2. März 
antreten. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/aktuellemeldungen/rech tsextremistenkonkurriereninmuenchen/  
 
01.02.2008 Mölzer: Sicherheit beim Opernball gewähr leisten  
Utl.: Innenminister Platter soll seine Hausaufgaben  erledigen = 
   Wien (OTS) - "Die tätlichen Übergriffe Linksextremer auf Freiheitliche beim Grazer Wahlkampf sowie die 
aggressive Störung des Balls der national-freiheitlichen Korporationen Wiens am vergangenen Freitag, die 
mit körperlicher Gewalt und massiven Sachbeschädigungen verbunden waren, lassen in mir die Befürchtung 
hochkommen, dass auch beim heutigen Opernball linkslinke Anarcho-Schläger alles daran setzen werden, 
eine friedliche Veranstaltung massiv zu stören", stellt der freiheitliche Europaabgeordnete Andreas Mölzer 
fest. 
"Bei den jüngsten Aktionen linksextremer Gewalttäter hat sich Innenminister Günther Platter nicht wirklich 
mit Ruhm bekleckert. Den Angehörigen der Exekutive mache ich keinen Vorwurf, sie leisten ihren Dienst 
mehrheitlich nach bestem Wissen und Gewissen. Von Herrn Platter erwarte ich mir aber, dass er der 
autonomen und linksextremen Szene endlich die notwendige Aufmerksamkeit zukommen lässt. In einem 
europäischen Rechtsstaat muss gewährleistet sein, dass kultivierte Menschen ein Fest wie den Wiener 
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Opernball friedlich genießen können", ist Andreas Mölzer überzeugt. 
Rückfragehinweis:    Mag. Dimitrij Grieb    Tel.: 0 676/43 22 316 
 
01.02.2008 Pflüger nennt Lafontaine "so eine Art Ha ider" 
Zitate aus "Studio Friedman" vom 31.01.08, 23:30 Uh r, auf N24 
Berlin (ots) - Der Berliner CDU-Chef Friedbert Pflüger hat den Parteichef der Linken, Oskar Lafontaine, als 
"großen Demagogen" kritisiert, der auch in einer rechten Partei erfolgreich wäre. In der N24-Sendung 
"Studio Friedman" sagte Pflüger am Donnerstagabend, "wenn Lafontaine bei den Republikanern wäre, 
würde er auch seine fünf Prozent kriegen. Er ist austauschbar". Die Republikaner seien in den 90er Jahren 
in die Landtage eingezogen als Protestpartei gegen das etablierte System. Wie jetzt die Linke hätten sie die 
Ängste der Menschen ausgebeutet. Lafontaine sei "so eine Art linker Haider" sagte er mit Blick auf den 
rechtspopulistischen Politiker Jörg Haider aus Kärnten. Lafontaine sei "ein großer Demagoge ..." und die 
Linke eine "schlimme demagogische Partei, die alles verspricht und nichts hält".  
Frei zur Verwendung bei Nennung der Quelle!  
Radio-O-Töne sind unter www.vorabs.de  abzurufen!  
"Studio Friedman" - immer donnerstags um 23:30 Uhr auf N24.  
Ab Freitag auf N24.de: http://mediencenter.n24.de   
Bei Rückfragen:  N24, Parlamentsredaktion Achim Uns er 
Tel.: +49 (30) 2090 – 4493    E-Mail: achim.unser@N24.de   
 
01.02.2008 http://www.tagesspiegel.de/berlin/Neonazis;art270,2 467600 
Berlin-Mitte - Neuer Thor-Steinar-Laden lockt Neona zis 
Die Marke ist umstritten und beliebt bei Neonazis: Thor Steinar. Heute eröffnete ein Geschäft mit 
Bekleidungsartikeln in Mitte, nachdem ein Mietvertr ag am Alexanderplatz ausgelaufen war. Politiker 
wollen dem Geschäft mit Nazi-Symbolen nun den Kampf  ansagen.  Johannes Radke   
 
01.02.2008 http://www.tagesspiegel.de/berlin/Thor-Steinar-Rech tsextremismus;art270,2468084  
Protest  - 60 Menschen demonstrieren gegen Thor Ste inar-Laden 
Politiker der Grünen, der SPD und der Linken haben heute Flugblätter zur Aufklärung über den 
umstrittenen Laden verteilt. Sie wollen damit Passa nten über das Thor Steinar-Label aufklären. 
Weitere Aktionen sollen folgen.  

Sie wollen aufklären: Kommunalpolitiker demonstrieren gegen Thor 
Steinar. - Foto: ddp  
Rund 60 Menschen haben am Freitagvormittag gegen die Eröffnung eines Textilgeschäftes der Marke "Thor 
Steinar" in Berlin-Mitte demonstriert. Wie ein Polizeisprecher mitteilte, verlief die Veranstaltung in der Rosa-
Luxemburg-Straße ohne Zwischenfälle. Neben Vertretern der Parteien Linke sowie Grüne waren auch 
Mitglieder antifaschistischer Gruppen unter den Demonstranten. Die Polizei war mit rund 100 Beamten im 
Einsatz. 
Die jugendpolitische Sprecherin der Grünen-Fraktion, Clara Herrmann, forderte eine sofortige Kündigung 
des Mietvertrags für das Geschäft. "Niemand soll Kleidung mit rechtsradikalem Bezug kaufen", fügte sie 
hinzu. Besonders gefährlich sei die Strategie der rechten Szene, mit normalem Auftreten in die Mitte der 
Gesellschaft vorzudringen. Die Linksfraktion-Expertin für Rechtsextremismus, Julia Wiedemann, kündigte 
weitere Aktionen an. 
Die Frau des Besitzers des angrenzenden Bistros zeigte sich erstaunt über die Eröffnung. "Wir wussten 
nicht, dass diese Marke mit Rechtsextremismus zu tun hat", sagte die Türkin, die in Deutschland 
aufgewachsen ist. Solange es ruhig bleibe und niemand hetze, habe sie jedoch kein Problem mit den neuen 
Nachbarn. Die Verkäuferinnen des Modegeschäfts wollten sich nicht zu der umstrittenen Marke äußern, sie 
hätten jedoch keinerlei Bedenken dort zu arbeiten. (liv/ddp)  
 
01.02.2008 www.welt.de  
"Thor Steinar" - Protest gegen Mode, wie sie Neonazis mögen   von epd/plet/dino 
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In Berlin-Mitte hat ein Geschäft eröffnet, das man "für ein norwegisches 
Outdoor-Geschäft halten" könnte - das sagen diejenigen, die gegen das neue 
Geschäft protestieren. Dort nämlich wird vor allem Bekleidung der Marke "Thor 
Steiner" verkauft. Und die ist bei Rechtsextremen besonders beliebt. » mehr   
 

�  Konsequenz: Umstrittenem Modelabel wurde Mietvertrag gekündigt  
�  Rechtsradikalismus: Neonazi-Kleidung im Landtag verboten  
�  Rechte Szene: Umstrittene Textilien im Berlin Carré  

 
01.02.2008 www.welt.de  
Proteste gegen neues «Thor Steinar»-Geschäft 
Berlin (dpa/bb) - Rund 60 Menschen haben heute friedlich gegen ein neu eröffnetes «Thor Steinar»-
Geschäft in Berlin- Mitte demonstriert. Wie die Polizei mitteilte, wurde die Kundgebung in der Rosa-
Luxemburg-Straße nach rund einer Stunde beendet. Unter anderem protestierten auch Politiker der SPD, 
der Linkspartei und der Grünen gegen die Neueröffnung des Geschäftes. Die Modemarke ist auch bei 
Rechtsradikalen sehr beliebt. Um «Thor Steinar» gab es immer wieder auch vor Gericht Streit. Erst im 
August vergangenen Jahres hatte die Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte (WBM) einen Mietvertrag für 
einen Modeladen «Tønsberg» am Alex nach Protesten gekündigt. 
 
01.02.2008 http://www.migration-online.de/beitrag.html?id=5971  
Magdeburger Appell: AWO wehrt sich gegen Unterwande rn zivilgesellschaftlicher Strukturen durch 
Rechtsradikale  
 „Jeder Mensch in einer demokratischen Gesellschaft  hat das gleiche Recht auf freie Entfaltung. 
Dieses Gleichheitsprinzip ist in Deutschland über A rt. 3 im Grundgesetz fest verankert. Rechte 
Ideologien erkennen dieses grundlegende Prinzip nic ht an und wollen es gewaltsam außer Kraft 
setzen. Dies darf die demokratische Mehrheit im Lan d nicht zulassen!“  
Dieser Beitrag wurde der Publikation "Forum Migration Februar 2008" entnommen.  
Das Zitat entstammt dem „Magdeburger Appell, Demokratie heißt Hinsehen und Gesicht zeigen“, den die 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) vor etwas über einem halben Jahr auf ihrer Bundeskonferenz verabschiedet hat. Es 
ging dabei nicht um eine allgemeine Stellungnahme der AWO gegen Rechts. Vielmehr machte eine 
besondere Entwicklung Sorge: „Die ‚klassischen’ Aufgaben der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege 
werden in immer stärkerem Maße systematisch von Gruppen und Menschen mit rechtem Gedankengut 
besetzt. Durch das Unterwandern von zivilgesellschaftlichen Strukturen droht rechtes Gedankengut in 
besonderem Maße gesellschaftsfähig zu werden.“  
Diese Unterwanderung – erläutert Peter Michel, bei der AWO für die Umsetzung des Magdeburger Appells 
zuständig – wird auf unterschiedliche Weise versucht. Zum einen ist eine Strategie zu beobachten, dass da, 
wo Regeldienste nicht oder nicht in ausreichendem Maße angeboten werden, rechtsradikale Gruppen 
versuchen, dies auszugleichen. Dies ist in hohem Maße in Ostdeutschland der Fall. Zum anderen versuchen 
Rechte in bestehenden Verbänden Fuß zu fassen. Da bewirbt sich zum Beispiel ein Rechter auf eine Stelle 
als Zivildienstleistender oder aber in einer Kindertagesstätte lassen rechte Eltern sich in den Elternbeirat 
wählen. Dies wird dann genutzt, um intolerantes oder rassistisches Gedankengut zu verbreiten.  
Deshalb werden die Verbandsgliederungen der AWO derzeit dafür sensibilisiert, solche Versuche zu 
erkennen und entsprechend reagieren zu können. Parallel dazu sind die Gliederungen der AWO aufgerufen, 
die zivilgesellschaftlichen Strukturen durch engagierte Integrationsarbeit zu stärken. Dazu zählt auch, dass 
die AWO sich an lokalen Bündnissen gegen Rechtsextremismus beteiligt. Da, wo es solche Bündnisse nicht 
gibt – so Michel –, wird die AWO mitwirken, sie aufzubauen. 
Der Magdeburger Appell  
 
01.02.2008 http://www.migration-online.de/beitrag.html?id=5972  
Berlin will nicht wegsehen: „Ratschlag für Demokrat ie“ gegründet  
Mitte Januar 2008 haben bekannte Berlinerinnen und Berliner aus Wirtschaft, Gewerkschaften und 
Verbänden, aus Kunst und Politik, Medien und Religi onsgemeinschaften den „Ratschlag für 
Demokratie“ gegründet.  
Dieser Beitrag wurde der Publikation "Forum Migration Februar 2008" entnommen.  
Damit soll ein Zeichen gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus gesetzt werden. Der 
Ratschlag will die vielfältigen Initiativen in der Stadt, die für Demokratie und Toleranz arbeiten, unterstützen 
und auch eigene Kampagnen starten. Die Geschäftsführung der Initiative liegt beim Integrationsbeauftragten 
Günther Piening. Der Ratschlag geht auf eine Initiative des Berliner Senats zurück.  
Die Liste der Beteiligten umfasst alle gesellschaftlichen Bereiche Berlins und reicht von Dagmar Reim, 
Intendantin des Rundfunks Berlin Brandenburg (rbb) und Klaus Staeck, Präsident der Akademie der Künste 
bis Safter Cinar vom Türkischen Bund Berlin-Brandenburg und Kardinal Georg Sterzinsky. 
 
01.02.2008 http://www.migration-online.de/beitrag.html?id=5973  
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Aktionsplan gegen Rassismus: DGB zum Arbeitsentwurf  der Bundesregierung  
Im Oktober 2007 hat das Bundesministerium des Inner n den Arbeitsentwurf für einen „Aktionsplan 
der Bundesrepublik Deutschland zur Bekämpfung von R assismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und darauf bez ogene Intoleranz“ (NAPR) vorgelegt.  
Dieser Beitrag wurde der Publikation "Forum Migration Februar 2008" entnommen.  
Damit reagiert die Bundesregierung auf die Aufforderung der dritten Weltkonferenz der Vereinten Nationen 
gegen Rassismus, entsprechende Aktionspläne zu erstellen. Die dritte Weltkonferenz tagte vom 30. August 
bis 8. September 2001 im südafrikanischen Durban.  
Ende November hat der DGB Bundesvorstand eine erste Einschätzung des NAPR vorgelegt. Darin kommt 
der DGB zu einer eher negativen Bewertung. Zwar werde ein Überblick über die rechtlichen Bedingungen 
zur Bekämpfung von Rassismus und Antisemitismus gegeben, an anderen Stellen bleibe der Entwurf aber 
hinter dem zurück, was von der Weltkonferenz erwartet wurde. So würden Maßnahmen beschrieben, anstatt 
ein Gesamtkonzept vorzulegen und die Beteiligung der Zivilgesellschaft sei nur auf sehr niedrigem Niveau 
vorgesehen. 
Zu einem anderen Punkt verweist die DGB Stellungnahme auf das Abschlussdokument von Durban, in dem 
eine Verknüpfung hergestellt werde „zwischen den unveräußerlichen Rechten der Menschen auf Freiheit 
und Nichtdiskriminierung mit Fragen der sozialen Ausgrenzung und der Globalisierung“. Die Kritik des DGB: 
„Im Arbeitsentwurf werden dagegen weder die sozialen und wirtschaftlichen Zusammenhänge aufgegriffen, 
noch werden entwicklungspolitische Maßnahmen aufgezeigt.“ 
Ein anderer Kritikpunkt schließt auch Kritik an dem Abschlussdokument ein: „Auch wenn im 
Abschlussdokument der Weltkonferenz die Dimension des Holocaust und der zunehmende Antisemitismus 
unzureichend beschrieben sind, so hätte der DGB erwartet, dass der Nationale Aktionsplan die 
Verantwortung Deutschlands für den Holocaust, seine Folgen und den vorhandenen Antisemitismus zum 
Ausgangspunkt seiner Überlegungen nutzt.“ 
Die Stellungnahme des DGB  
 
02.02.2008 "KURIER"-Kommentar von Simon Kravagna: P arallel-Wahlkampf  
Utl.: Migranten in der Politik sind gut - aber bitt e nicht für reine Parteizwecke. = 
   Wien (OTS) - Zuerst die positive Nachricht. Es ist begrüßenswert, wenn sich  Österreichs 1,3 Millionen 
Migranten nach und nach ins politische System integrieren. Und es ist wohl  eigenartig, dass unter  183 
Abgeordneten kein einziger Zuwanderer zu finden ist. Eine politische Vertretung im Parlament oder Parteien 
löst allein noch keine Probleme, könnte aber  deren Lösung erleichtern. 
   Und nun die schlechte Nachricht. Wenn FPÖ-Chef Strache sich um eine Gruppe - wie jene der serbischen 
Österreicher bemüht -, dann ist Vorsicht geboten. Und tatsächlich.  Strache outet sich als Serben-Freund, 
weil er Verbündete in seinem Kampf gegen die "Islamisierung" sucht.  Die Mobilisierung einer Migranten-
gruppe gegen die andere wird wenig zur Integration beitragen. 
   Aber auch die anderen Parteien sollten ihre Politik überdenken. In vielen Fällen dürfen deren - in der 
Regel  türkische - Kandidaten im Vorfeld einer  Wahl einen kleinen Parallel-Wahlkampf führen. Wenn die 
Stimmen aus der Community abgeholt sind, dann verschwinden die meisten  wieder  in der Versenkung.  
Andere Gruppe, wie jener der Serben, werden meist gar nicht beachtet. 
   Bis erfolgreiche Zuwanderer in Politik, Medien und staatlichen Organisationen Normalität werden, wird es 
leider noch einige Zeit dauern. 
Rückfragehinweis:    KURIER    Innenpolitik    Tel. : (01) 52 100/2649 
   innenpolitik@kurier.at      www.kurier.at  
 
02.02.2008 http://www.dradio.de/dlf/programmtipp/dasfeature/72 0159/ 
Das Feature  05.02.2008 · 19:15 Uhr 

 
Was bewegt Akademiker zum Beitritt in eine Burschen schaft? (Bild: AP)  
 
Deutschland über alles! 
Burschenschaften heute 
Von Matthias Baxmann  
 
Von Greifswald bis Jena, von Paderborn bis München, in Wien, Innsbruck und 

sogar in Wroclaw hängen die Fahnen der deutschen Burschenschaften an den Häusern. Ihr Domizil ist meist 
eine Immobilie in bester Lage. Hier findet das burschenschaftliche Leben in Form von ritualisierten 
Kneiprunden und Vortragsabenden unter dem Motto: "Für Ehre, Freiheit, Vaterland" statt.  
Und hier wird auch gepaukt, nicht für das Studium, sondern für die Mensur, eine Art Duell mit Hiebwaffen. Im 
Sommer treffen sich die im größten Dachverband "Deutsche Burschenschaft" organisierten Bünde auf der 
Wartburg zum alljährlichen Säbelrasseln. Hier auf dem Deutschen Burschentag denken die Vertreter von 
120 deutschen und österreichischen Burschenschaften über die Verbreitung von Tradition und Deutschtum 
nach und diskutieren die Frage nach dem territorialen Umfang des deutschen Vaterlandes angesichts 
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"willkürlich gezogener" Grenzen in Europa.  
Was bewegt angehende Akademiker zum Beitritt in eine Burschenschaft und welchen Einfluss haben 
Männerbünde, die sich dem Ehrenkodex und Ritualen des 19. Jahrhunderts verpflichtet fühlen, in der 
heutigen Gesellschaft? 
 
04.02.2008 JUGENDVERTRETUNG: Förderungen für RFJ ei nstellen!  
Utl.: RFJ-Spitze muss sich von rechtsradikalen Kont akten distanzieren = 
   Wien (OTS) - Zahlreiche rassistische, verhetzende und menschenverachtende Aussagen und Tätigkeiten 
des RFJ sind in den letzten Monaten unter den Mitgliedsorganisationen der Bundesjugendvertretung (BJV) 
auf Entsetzen gestoßen. Die Geduld hat nun ein Ende: "Wir fordern, dass sich der RFJ unmissverständlich 
von sämtlichen Aussagen und Tätigkeiten der RFJ-Mitglieder, die Intoleranz und Hass schüren, distanziert. 
Der RFJ soll klarstellen, dass das nicht ihrer Jugendarbeit entspricht. Solange das nicht passiert, fordern wir 
den Stopp der Fördermittel durch die Regierung", verlangt die BJV-Vorsitzende Edda Strutzenberger. 
   "Wir haben den RFJ bereits mehrfach aufgefordert, sich von Menschenverachtung und Rassismus, die von 
ihren Mitgliedern geschürt werden, glaubwürdig zu distanzieren. Das ist nicht geschehen. Darum muss die 
Jugendförderung für diese Organisation vom Jugendministerium sofort eingestellt werden. Denn der RFJ 
erfüllt die im Bundesjugendförderungsgesetz grundgelegten Maßstäbe guter Kinder- und Jugendarbeit 
nicht", erklärt Strutzenberger. Die BJV fordert, dass sich der RFJ klar von der rechtsradikalen Szene 
abgrenzt und Jugendarbeit leistet, die Kinder und Jugendliche nicht untereinander aufhetzt, sondern sie 
verbindet. 
   Abschließend sei aus der Stellungnahme des Rechtsextremismus-Experten Heribert Schiedel zum RFJ 
zitiert:"Neben der (rechtsextremen) Einschlägigkeit zahlreicher Wortmeldungen und Agitationsmaterialien ind 
es die dokumentierten Berührungspunkte zur neonazistischen Szene, die den RFJ heute als höchst 
problematische Jugendorganisation erscheinen lassen. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der RFJ 
seit 2003 derart weit nach rechts gerückt ist, dass sich fast schon zwangsläufig (inhaltliche wie personelle) 
Überschneidungen mit dem Neonazismus ergeben. Angesichts von deren Häufung ist nicht länger von 
Einzelfällen auszugehen. Vielmehr muss sich die RFJ-Spitze den Vorhalt gefallen lassen, keine merkbaren 
Schritte gegen die Unterminierung der Grenze zur Verfassungsfeindlichkeit (Verbotsgesetz) zu unter-
nehmen. Unter dem Druck behördlicher Verfolgung sehen manche Neonazis von einer eigenständigen 
Agitation und Organisierung ab und suchen stattdessen bei der FPÖ-Jugend Unterschlupf. Diese machte bis 
dato keine öffentlich wahrnehmbaren Anstalten, sich gegenüber einem derartigen Zulauf zu verschließen. 
Vielmehr übernahm der RFJ in letzter Zeit verstärkt Agitationsthemen der Neonazis, allen voran die 
Behauptung einer angeblichen Einschränkung der "Meinungsfreiheit" durch das Verbot der Leugnung 
und/oder Gutheißung von NS-Verbrechen und sonstiger (neo)nationalsozialistischer Propaganda. 
Demgegenüber hätte gerade eine Gruppierung, die wie der RFJ am äußersten rechten Rand des politischen 
Spektrums angesiedelt ist, die demokratiepolitische Verantwortung, diesen Rand sauber zu halten, sich klar 
und deutlich vom Neonazismus abzugrenzen." 
Weitere Informationen sind unter www.jugendvertretung.at  abzurufen. 
Rückfragehinweis:    Bundesjugendvertretung    Klau s Kienesberger 
   Presse/Öffentlichkeitsarbeit    Tel.: + 43 1 214  44 99    Mob.: + 43 676 880 111 146 
   E-Mail: klaus.kienesberger@jugendvertretung.at     Web: www.jugendvertretung.at  
 
04.02.2008 SJÖ unterstützt Forderung der Bundesjuge ndvertretung nach Streichung der 
Förderung für den RFJ  - Utl.: Rassismus und die Au fhetzung von Kindern und 
Jugendlichen entspricht nicht verantwortungsvoller Jugendarbeit = 
   Wien (SK) - Die Sozialistische Jugend Österreich (SJÖ) steht voll hinter der Forderung der 
Bundesjugendvertretung nach Streichung der Bundesjugendförderung für den Ring Freiheitlicher Jugend 
(RFJ). Für Wolfgang Moitzi, gf. Vorsitzenden der SJÖ, ist es inakzeptabel, dass eine Organisation, die 
Berührungspunkte zur rechtsextremen Szene hat, durch den Bund unterstützt wird. "Nach der einschlägigen 
Stellungsnahme des Rechtsextremismusexperten Heribert Schiedel gibt es für Jugendministerin Andrea 
Kdolsky sofortigen Handlungsbedarf. Die SJÖ weist schon seit Jahren auf die zweifelhaften Aktivitäten der 
FPÖ-Jugendorganisation hin", so Moitzi am Montag gegenüber dem Pressedienst der SPÖ. **** 
Gleichzeitig fordert Moitzi den RFJ auf, sich klar vom Rechtsextremismus abzugrenzen, und zwar ohne die 
üblichen Relativierungen: "Rassismus und die Aufhetzung von Kindern und Jugendlichen gegeneinander ist 
nicht nur verantwortungslos, sondern widerspricht auch den Maßstäben für die Förderungswürdigkeit einer 
Jugendorganisation. Hier bedarf es einer eindeutigen Haltung. Diese ist beim RFJ definitiv nicht vorhanden." 
(Schluss) sl/mm 
Rückfragehinweis: SJÖ, Wolfdietrich Hansen, 01 523 41 23 oder 0699 19 15 48 04, www.sjoe.at  
Rückfragehinweis:    SPÖ-Bundesorganisation, Presse dienst, Tel.: 01/53427-275, 
   Löwelstraße 18, 1014 Wien, www.spoe.at/online/page.php?P=100493  
 
04.02.2008 Rechtsextreme Zeitschrift an Schulen auf getaucht  
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An verschiedenen Schulen in Sachsen-Anhalt sind Zeitungen der rechtsextremen NPD verteilt worden. 
Einem Schüler, der die Aktion ablehnte, wurde Gewalt angetan.  
URL: http://www.tagesspiegel.de/art17,2469849  
 
04.02.2008 Neues Deutschland: Berlins Innensenator für NPD-Verbot 
   Berlin  (ots) - Für ein Verbot der NPD plädiert Berlins Innensenator Ehrhart Körting (SPD) erneut 
nachdrücklich im Interview mit der Tageszeitung "Neues Deutschland" (Dienstag-Ausgabe). Die Basis für ein 
entsprechendes Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht habe sich verbreitert, die Zahl der 
Befürworter in den zuständigen politischen Gremien verdoppelt, sagte Körting. Entscheidend bleibe aber der 
Kampf um die Köpfe. 
 In der Innenministerkonferenz habe man voriges Jahr zudem angesichts dessen, dass sich die NPD zu zwei 
Dritteln aus Steuermitteln finanziert, darüber nachgedacht, wie man das ändern könnte. »Wenn es die große 
Mehrheit für ein Parteiverbot nicht gibt, drängt sich die Frage auf, ob die Finanzierung solcher Parteien 
eingeschränkt werden kann«, so der Senator. Nach Körting werde es sich noch in diesem Jahr entscheiden, 
ob der Weg des Verbotes der NPD weiter gegangen wird. Wenn nicht, werde er nach Alternativen suchen. 
Pressekontakt: Neues Deutschland Redaktion / CvD Te lefon: 030/29 78 17 21 
 
05.02.2008 Sachsen-Anhalt warnt: NPD-Zeitung an Schulen  
In Sachsen-Anhalt sind seit Anfang des Jahres an mindestens sechs Schulen Exemplare einer 
rechtsextremen Schülerzeitung des NPD-Nachwuchses verteilt worden. Diese Zahl gab das 
Innenministerium in... 
URL: http://www.fr-online.de/in_und_ausland/wissen_und_b ildung/aktuell/?em_cnt=1282909  
 
05.02.2008 Verlegung verweigert 
Antifaschist in Berliner Haftanstalt von Neonazis bedroht. Gefängnisleitung ignoriert Gefährdung. 
Protestkundgebung vor JVA Tegel von Lothar Bassermann 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-05/075.php  
 
05.02.2008 www.spiegel-online.de  
HITLERS V2- "WUNDERWAFFE" - Raketenbauer der Nazis ist Namenspate einer Schule  
Er war beteiligt am Bau der V2-Rakete, nun trägt eine Schule seinen Namen: Klaus Riedel. Das sächsische 
Bernstadt feiert den "Raketenpionier", Kritiker sehen ihn als mitverantwortlich für den Tod von über 30.000 
Menschen. Kann ein Waffenentwickler Vorbild für Schüler sein? Von Alexandra Sillgitt und Jochen Leffers 
mehr... 
 
05.02.2008 www.welt.de/berlin/article1630532/Neonazis_und_ihre _Opfer_sind_oft_Nachbarn.html  
Studie - Neonazis und ihre Opfer sind oft Nachbarn    von dpa/hed 
Der typische Rechtsextremist ist männlich, 15 bis 24 Jahre alt und hat nur ein geringes Bildungniveau: Eine 
Studie, die auf Daten des Verfassungsschutzes basiert, untersucht, wie Berliner Neonazis sind. Ein 
Ergebnis: Rechte Schläger finden ihre Opfer oft direkt nebenan - in der Nachbarschaft. 
 
Laut einer Studie sind rechtsextreme Gewalttäter me ist zwischen 15 und 24 Jahre alt und haben ein 
geringes Bildungsniveau 
Männlich, 15 bis 24 Jahre alt und unterdurchschnittlich gebildet – diese Merkmale kennzeichnen laut einer 
neuen Untersuchung rechtsextreme Gewalttäter in Berlin. Ihre Opfer finden sie demnach häufig in ihrem 
direkten Wohnumfeld, meistens halten die Täter sie für politische Gegner.  
 
Weiterführende links 

·  Rechte Schläger greifen vermehrt Linke an  
·  Vermieter kündigt "Thor Steinar"-Laden in Mitte  
·  Mehr als 2700 Anzeigen gegen Extremisten  
·  Protest gegen Mode, wie sie Neonazis mögen  

 
Für die Studie hat der Berliner Verfassungsschutz insgesamt 300 rechtsextremistisch motivierte Gewalttaten 
in der Hauptstadt aus den Jahren 2003 bis 2006 untersucht, teilte Berlins Senatsinnenverwaltung mit. 
Demnach handelt es sich bei den meisten gewalttaten um spontane Übergriffe: Täter und Opfer treffen 
zufällig aufeinander. 
Erst am Wochenende war es im Bezirk Treptow-Köpenick zu einem fremdenfeindlichen Gewaltakt 
gekommen. Zwei angetrunkene Jugendliche hatten in einem Hotel an der Grünauer Straße eine Türkin und 
einen Iraker beleidigt. Anschließend schlugen sie auf den Hotelportier ein und attackierten ihn mit einem 
Teleskopschlagstock. Der Mann hatten der Türkin und dem Iraker helfen wollen. Die Jugendlichen wurden in 
Tatortnähe festgenommen. Inzwischen sind die beiden mutmaßlichen Täter wieder auf freien Fuß gesetzt 
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worden. Die Ermittlungen gegen die 17- und 18-Jährigen wegen Bedrohung, Körperverletzung, Beleidigung 
und Sachbeschädigung gehen aber weiter, wie ein Polizeisprecher sagte.  
Berlins Innensenator Ehrhart Körting (SPD) sagte zu den Studienergebnissen: "Für Berlin ist es wichtig, dass 
sich latente rechtsextremistische Einstellungen nicht verfestigen und zur Bedrohung für das Zusammenleben 
werden.“ Es bleibe eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, rechte Gewalt zu verhindern. Details der Studie 
wollen Körting und Verfassungsschutz-Leiterin Claudia Schmid am Donnerstag vorstellen. Ausgewertet 
wurden Angaben zu Tatabläufen, Verdächtigen und Opfern.  
Insgesamt ist die politisch motivierte Kriminalität in Berlin im vergangenen Jahr deutlich zurückgegangen. 
Das geht aus einem internen Kriminalitätslagebericht der Polizei für 2007 hervor. Danach wurden im 
vergangenen Jahr 2720 Straftaten angezeigt, die einer politischen Motivation zugeordnet wurden. Das sind 
700 weniger als noch 2006. Dies entspricht einem Rückgang um 21 Prozent. In dem Bericht sind die 
Anzeigen notiert, die die Polizei in diesem Jahr registrierte.  
Verantwortlich für den deutlichen Rückgang ist offensichtlich die Tatsache, dass es wesentlich weniger 
Straftaten aus dem rechtsextremen Lager gab. In diesem Bereich ging die Zahl der Anzeigen von 1900 auf 
1430 zurück. Dagegen stiegen die linksextremen Verbrechen von 540 auf 720. Mehr als 500 Delikte waren 
zudem politisch motiviert, aber nicht einem der beiden Lager zuzuordnen.  
 
05.02.2008 Schweiz - Neue Zürcher Zeitung 
Abdelkader Benali über Geert Wilders   
Auch wenn Geert Wilders korankritischer Film im Fernsehen gezeigt werden sollte - einen Schock wie 
"Submission" von Ayaan Hirsi Ali und Theo van Gogh wird er nicht auslösen, schreibt der in Marokko 
geborene Amsterdamer Schriftsteller Abdelkader Benali. "Während einige muslimische Repräsentanten vor 
einem präzedenzlosen Aufruhr warnten, lancierten andere Muslime mit der Aktion 'Knuddel Geert' eine 
parodistische Gegenkampagne. Sie forderten die Niederländer auf, Geert Wilders' Polemik mit 
Freundschaftsbezeugungen zu kontern, ganz im Stil der Muslime... Die Muslime haben aus der 
Vergangenheit gelernt und eingesehen, dass auf antiislamische Angriffe lediglich mit Dialog, 
Auseinandersetzung und einer klugen Medienoffensive geantwortet werden kann. Unfreiwillig unterstützt 
Wilders' Film sodann die Einbindung der Muslime in die niederländische Tradition des öffentlichen Umgangs 
mit der Religion." (05.02.2008)  
 
05.02.2008 Spanien - El Mundo 
Ian Kershaw über die Gefahr einer neuen "Machtergre ifung"   
Der britische Historiker Ian Kershaw untersucht in einem Essay wie die Demokratie im Deutschen Reich "ein 
Monster gebären" konnte. "Das was 1933 passierte, erinnert uns daran, dass wir kooperieren müssen, um 
die 'tollwütigen Hunde' unter Kontrolle zu bekommen, die auf der Bühne der Weltpolitik auftauchen können, 
bevor sie gefährlich genug sind, um zuzubeißen. Kann sich das wiederholen? Da sich vergangene Woche 
die Machtergreifung Hitlers zum 75. Mal jährte, kommt einem diese Frage unweigerlich in den Sinn. Überall 
erheben sich (und werden es auch zukünftig tun) Formen des Autoritarismus (manche davon haben sogar 
die Unterstützung demokratischer Regierungen). Doch die modernen autoritären Regierungen haben in ihrer 
Art der Machtergreifung und Machtausübung kaum etwas mit Hitler gemein. Und die internationalen 
Organisationen und Institutionen, die im Europa der Zwischenkriegszeit nicht existiert haben, sind die 
Bollwerke gegen das Unheil, das Deutschland damals heimgesucht hatte." (05.02.2008)  
 
06.02.2008 Verbot für die Katz? 
Bundesinnenministerium untersagt extrem rechter »Heimattreuer Deutscher Jugend« (HDJ)  
Uniformierung, doch die Neonazis pfeifen drauf von Lothar Bassermann 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-06/006.php  
 
06.02.2008 Justizskandal in Freiburg 
Amtsgericht verurteilte Opfer rassistischer Polizeigewalt. Berufung eingelegt von John Philipp Thurn 

�  http://www.jungewelt.de/2008/02-06/007.php  
 

07.02.2008 http://jungle-world.com/seiten/2008/06/11436.php  
Dresden lädt zum Februarfest 

Was für München das Oktoberfest, ist für Dresden das Gedenkspektakel am 13.�Februar. Auch in diesem 
Jahr wollen zivilgesellschaftliche Initiativen und Neonazis der Toten des Bombenangriffs der Alliierten aus 
dem Jahr 1945 gedenken. Die Gegenkampagne der Antifa meint: »Selber schuld!« Manche finden das 
wiederum zu antideutsch. Von Andre Seitz 
 
06.02.2008 www.mdr.de  
MDR 1 RADIO THÜRINGEN | Rechtsextreme Delikte 
Thüringer Polizei soll Statistik geschönt haben  
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Die Thüringer Polizei soll Berichte über rechtsextreme Delikte zurückgehalten haben. Angeblich habe es 
eine Anweisung dazu gegeben. Das Innenministerium dementiert dies. 
zum Artikel bei MDR.DE  
 
06.02.2008 www.welt.de  
Feuertragödie von Ludwigshafen - Türkische Medien berichten von Nazi-Drohungen  
von dpa/afp 

 
Gibt es einen fremdenfeindlichen Hintergrund für das tödliche 
Feuerdrama von Ludwigshafen? Ein Teil der türkischen Presse spricht 
von rechtsradikalen Drohungen gegen die Hausbeitzer - und verstärkt 
damit einen "Nazi-Verdacht" in der Öffentlichkeit. Heute soll der Ort der 
Katastrophe untersucht werden. » mehr  
 
 
 

 
�  Das Drama von Ludwigshafen: Als Eltern ihre Kinder aus dem Fenster warfen   
�  Ludwigshafen: Waren es politische Brandstifter?   
�  Das Drama von Ludwigshafen   
�  Feuertragödie: Türkischer Minister reist nach Ludwi gshafen   
�  Kommentar: Warum misstraut die Türkei deutschen Erm ittlern?   
�  Brandkatastrophe: Glaubensstreit um Opfer von Ludwi gshafen   
�  Chronik: Verheerende Brände in Deutschland   
�  Ludwigshafen: Türkische Experten wollen Brand unter suchen   

 
06.02.2008 URL: http://www.tagesspiegel.de/art17,2471324  
Alevitische Gemeinde kritisiert türkische Medien   
Der Brand in Ludwigshafen, in dem am Sonntag neun türkische Bürger starben, sorgt in den türkischen 
Medien für Aufregung. Der Ruf nach einer schnellen und lückenlosen Aufklärung wird immer lauter. Die 
alevitische Gemeinde Deutschlands reagiert mit Unverständnis auf die mediale Hetzjagd. 
 
07.02.2008 Thor-Steinar in Berlin-Mitte mit Farbbeu teln eingedeckt 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-07/023.php  
 
07.02.2008 Protest gegen braunen Aschermittwoch 
Münchner »Bürgerinitiative Ausländerstopp« feierte Wahlkampfauftakt unter Polizeischutz von Tania Stein 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-07/024.php  
 
07.02.2008 http://www.tagesspiegel.de/politik/deutschland/rech tsextremismus/NPD-
Geldwaesche;art2647,2471875  
Razzia - Bundesschatzmeister der NPD festgenommen 
Gleich in mehreren Bundesländern hat die Polizei am  Donnerstag Einrichtungen der rechtsextremen 
NPD durchsucht. Auch in der Parteizentrale in Berli n gab es eine Razzia. Die Ermittler hatten dabei 
eine ganz bestimmte Person im Visier.  
 

 
Vor der NPD-Parteizentrale hält ein Polizeiauto. Be amte durchsuchten das Gebäude am Donnerstag. - 
dpa    Von Martin Teigeler, ddp   
 
MÜNSTER/BERLIN -  Der Bundesschatzmeister der rechtsextremen NPD, Erwin Kemna, wurde wegen des 
Verdachts der Geldwäsche verhaftet. Er steht im Verdacht, Gelder aus dem Parteivermögen veruntreut und 
sich daran persönlich bereichert zu haben. Auslöser für die bereits seit März vergangenen Jahres laufenden 
Ermittlungen ist eine Geldwäscheverdachtsanzeige eines Geldinstituts gegen den 57-Jährigen aus 
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Ladbergen (Kreis Steinfurt).  
Kemna soll regelmäßig Gelder von Konten der NPD über Umwege in eine von ihm als Geschäftsführer 
betriebene Küchen GmbH geleitet und dort ausgegeben haben. Auf diese Weise soll er von Januar 2004 bis 
Anfang Juni 2007 durch mindestens 65 konkret festgestellte finanzielle Transaktionen insgesamt 627.000 
Euro von Konten der NPD abgezweigt haben. Wegen Flucht- und Verdunkelungsgefahr wurde Kemna in 
Ladbergen festgenommen.  
Unter Beteiligung von bundesweit acht Staatsanwaltschaften und des Landeskriminalamts NRW wurden 
auch Geschäftsräume und Privatwohnungen in den nordrhein-westfälischen Gemeinden Ladbergen und 
Lengerich sowie in Osnabrück durchsucht. Zudem gab es Durchsuchungen in den Verlagsräumlichkeiten 
der NPD-Parteizeitung "Deutsche Stimme" im sächsischen Riesa.  
 
Staatsanwaltschaft: Ermittlungen nur gegen Kemna ge richtet   
Das Verfahren richtet sich nach Angaben der Staatsanwaltschaft ausschließlich gegen den Beschuldigten 
Kemna wegen des Verdachts der gewerbsmäßigen Untreue zum Nachteil der NPD. Am Vormittag war unter 
anderem die Parteizentrale der NPD in Berlin durchsucht worden. Gut zwei Dutzend Beamte überprüften 
Aktenordner und Computer.  
NPD-Pressesprecher Klaus Beier sagte lediglich, nachdem versucht worden ist, der Partei "politisch den 
Garaus zu machen", wird dies nun auf finanziellem Wege versucht. Das werde aber "nicht gelingen".  
 
Bundestag forderte Rückzahlungen   
Seit Monaten schwelt in der rechtsextremen Partei eine Spendenaffäre. Die Bundestagsverwaltung hatte 
Bundesschatzmeister Kemna Ende November 2007 schriftlich aufgefordert, rückwirkend bis 1996 die 
Abrechnung von Spenden anzugeben. Kemna wies die Vorwürfe damals zurück und kündigte an, die NPD 
werde auf die Aufforderung der Bundestagsverwaltung reagieren.  
Wegen falscher Spendenquittungen in Thüringen hatte die Bundestagsverwaltung Ende 2006 die 
Rückzahlung staatlicher Zuschüsse in Höhe von 870.000 Euro gefordert. Da die NPD dazu nicht in der Lage 
war, wurden die Zahlungen für ein Jahr drastisch gekürzt.  
Die Innenminister der Bundesländer sind sich derzeit über ein Verbotsverfahren gegen die rechte Partei 
nicht einig. Ein erstes NPD-Verbotsverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht war 2003 unter anderem 
am möglichen Einfluss staatlicher Verfassungsschutz-Leute auf die NPD gescheitert.  
Mehr zum Thema 
Untreueverdacht: Zerreißprobe für die NPD   
Razzia bei NPD: Volksverhetzende CDs beschlagnahmt   
Verdacht der Untreue: Razzia in der Parteizentrale – NPD-Schatzmeister in Haft   
NPD: Platzeck scheitert mit Vorstoß zu Verbotsverfa hren   
Rechtsextremismus: Herbe Niederlage für die NPD   
 
07.02.2008 www.dradio.de  
Polizei durchsucht NPD-Bundeszentrale in Berlin - U ntreueverdacht gegen Schatzmeister 
In Berlin hat die Polizei am Vormittag die Bundeszentrale der NPD durchsucht. Wie ein Polizeisprecher 
bestätigte, handelte es sich um Amtshilfe. Die Staatsanwaltschaft Münster und das Landeskriminalamt 
Düsseldorf ermittelten wegen des Verdachts der Untreue zum Nachteil der NPD gegen den Schatzmeister 
der Partei, Kemna. Er wurde nach dpa-Informationen inzwischen festgenommen. - In Münster wollen die 
Behörden am frühen Nachmittag Einzelheiten mitteilen. 
 
07.02.2008 www.spiegel-online.de  
RAZZIA BEI RECHTSEXTREMISTEN - Ermittler durchsuchen NPD- Zentrale in Berlin  
Razzia bei der NPD: Ermittler durchsuchen seit dem Morgen die Parteizentrale der rechtsextremen Partei in 
Berlin. Hintergrund ist ein Ermittlungsverfahren gegen den Schatzmeister der Partei, Erwin Kemna, wegen 
des Verdachts der Untreue. Kemna wurde vorläufig festgenommen. mehr... 
 
07.02.2008 www.tagesschau.de  
* NPD-Zentrale in Berlin durchsucht  
Die Polizei hat die Parteizentrale der NPD in Berlin durchsucht. Hintergrund ist ein Ermittlungsverfahren 
gegen den Schatzmeister der Partei, Kemna, wegen des Verdachts der Untreue. Er wurde nach 
Medieninformationen vorläufig festgenommen. [mehr] 

·  Innenminister wollen Rechten das Geld streichen (06.12.07)  
·  Banken wollen NPD-Konten schließen (18.10.07)  
·  Bundestag fordert 870.000 Euro von NPD zurück (10.11..06)  

 
07.02.2008 Polen - Rzeczpospolita 
Ireneusz Krzemi � ski über Antisemitismus in Polen   
Im Gespräch mit Kamila Baranowska erklärt der Soziologe Ireneusz Krzemi� ski von der Universität 
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Warschau den heutigen Antisemitismus in Polen. "Der polnische Antisemitismus ist eine Abneigung gegen 
symbolische 'Juden': Er richtet sich gegen andere Polen, denen man vorwirft, sie seien keine 'echten Polen'. 
Das zielt also eher gegen Politiker, die man nicht mag, als gegen reale Juden. Mehr noch: Heute kann der 
Antisemitismus als Zeichen einer gewissen Weltanschauung betrachtet werden. Die Abneigung gegen 
Juden ist verbunden mit einer Abneigung gegen alle 'Anderen' - Deutsche, die Europäische Union, Schwule, 
Feministinnen. Das ist eine typisch chauvinistische Mentalität mit einer Fremdenfeindlichkeit, die auf einer 
autoritären psychologischen Orientierung basiert... Ich gehe davon aus, dass es ähnliche Erscheinungen 
sowohl in der Ukraine,als auch in Litauen oder Lettland gibt und vielleicht auch in Ländern, die keineswegs 
so antisemitisch vorbelastet sind, wie Ungarn. In der Slowakei ist eine solche nationalistische Mobilisierung 
bereits aufgetreten." (07.02.2008)  
» zum ganzen Artikel  (externer Link, polnisch) 
 
07.02.2008 Der Tagesspiegel: Anstieg rechter Gewalt  vorläufig gestoppt 
   Berlin (ots) - Der jahrelange starke Anstieg rechtsextremer Kriminalität hat sich offenbar 2007 nicht 
fortgesetzt. Die Bundesregierung meldet nach einer vorläufigen Gesamtschau 10.935 Delikte. Am Ende des 
Jahres 2006 waren es, ebenfalls nach einer ersten Zählung, 12.240 Straftaten. Dies ergibt ein Vergleich der  
Antworten der Bundesregierung auf die monatlichen Anfragen zu rechter Kriminalität, die Bundestags-
vizepräsidentin Petra Pau und die Linksfraktion seit mehreren Jahren stellen. Pau erhielt jetzt die  
Angaben zur Anfrage für Dezember 2007, damit sind die Daten der Regierung für das vergangene Jahr 
komplett. Sie liegen dem Tagesspiegel vor. Die Zahlen werden aber, wie 2006, durch Nachmeldungen der 
Polizei noch erheblich steigen. 
Das Bundesinnenministerium bezweifelt denn auch, dass die im Vergleich der vorläufigen Zahlen zu 
vermutende Abnahme um elf Prozent der Realität entspricht. Leider könne aus den Antworten für das Jahr  
2007 "noch nicht auf einen tatsächlichen Rückgang der politisch rechts motivierten Kriminalität geschlossen 
werden", teilte das Ministerium dem Tagesspiegel mit. In Sicherheitskreisen wird erwartet, dass die Gesamt-
zahl der rechten Straftaten ähnlich hoch sein wird wie 2006. Damals war die Summe angesichts vieler 
Nachmeldungen der Polizei vom vorläufigen Stand mit 12.240 rechten Delikten auf 18.142 Straftaten 
gestiegen. Andererseits scheint der starke Anstieg rechter Kriminalität, wie er seit 2003 zu beobachten  
war, sich nicht fortzusetzen. 
Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Teilmenge der Gewalttaten, die vor allem rechtsextreme Skinheads und 
Neonazis verüben. Aus den Antworten der Regierung auf die Anfragen von Pau ergibt sich eine Summe von 
642 Delikten. Die Gesamtzahl aus den Antworten 2006 lag bei 726 Gewalttaten. Bundesinnenminister 
Wolfgang Schäuble musste jedoch im Mai bei der Vorstellung des Jahresbericht des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz eine deutlich höhere Gesamtzahl verkünden: 1115 Gewalttaten hatte die Polizei 
registriert, als die Nachmeldungen aus den Ländern zu den vorläufigen Monatsdaten addiert worden waren. 
In den Zahlen des Jahres 2007 fällt indes auf, dass die Zahl der Opfer rechter Gewalt im Unterschied zu den 
anderen Daten gestiegen ist. Die Bundesregierung berichtet von insgesamt 599 Verletzten, das sind 77 
mehr als die vorläufige Bilanz 2006 ergab. Das Innenministerium äußert sich jedoch zurückhaltend: Selbst 
wenn die endgültigen Werte einen Anstieg der Opferzahlen ausweisen sollten, "könnte daraus nicht ohne 
Weiteres auf eine zunehmende Brutalität der gewaltbereiten rechten Szene geschlossen werden", heißt es. 
Das Bundeskriminalamt wurde allerdings bereits im Laufe des Jahres 2007 beauftragt, die Entwicklung der 
Opferzahlen zu analysieren. 
Pressekontakt: Der Tagesspiegel Chef vom Dienst Tho mas Wurster 
Telefon: 030-260 09-308   Fax: 030-260 09-622 cvd@tagesspiegel.de   
 
07.02.2008 www.welt.de  
Fragwürdige Parteispenden - Polizei nimmt NPD-Schatzmeister in Berlin fest  

 
von AP/dpa/Reuters/dino  
 
Die Polizei hat den Schatzmeister der rechtsextremen NPD 
festgenommen.. Zuvor wurde die NPD-Zentrale in Berlin durchsucht. 
Der Verdacht: Die Partei soll sich über fingierte Spendenquittungen 
staatliche Zuschüsse erschlichen haben - Schatzmeister Erwin Kemna 
soll das gewusst und gefördert haben. » mehr   
 
 

�  Mecklenburg-Vorpommern: NPD steht nicht für Opfer des NS-Regimes auf  
�  Landtagswahlen: Die NPD will den Sieg, "so oder so"  
�  Verfassungsgericht: Ämter dürfen NPD als extremistisch bezeichnen  
�  Diskutieren Sie mit: Gehört die NPD verboten?  

 
07.02.2008 www.mdr.de  
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NPD-Schatzmeister verhaftet 
Gegen den Bundesschatzmeister der rechtsextremen NPD, Kemna, ist Haftbefehl erlassen worden. Nach 
Angaben der Staatsanwaltschaft Münster soll er Parteivermögen veruntreut und sich persönlich bereichert 
haben. Konkret geht es um eine Summe von mehr als 600.000 Euro. Kemna soll das Geld von NPD-Konten 
abgezweigt und in seine Firma gesteckt haben. Wegen der Vorwürfe war am Vormittag die NPD-Zentrale in 
Berlin durchsucht worden. Nach Informationen von MDR INFO gab es auch eine Razzia in Büros der 
Parteizeitung "Deutsche Stimme" in Riesa. Kemna ist Verlagsgeschäftsführer des Blattes.  
 
07.02.2008 +++ NPD: Nationaler Betrüger +++ 
Die NPD steckt in einer Finanz- und Spendenaffäre. Nun soll auch noch der Schatzmeister 627.000 Euro 
aus der Parteikasse unterschlagen haben. Droht das Aus? Von Christoph Seils 
http://www.zeit.de/online/2008/07/npd-ermittlungen- schatzmeister?from=24hNL  
 
07.02.2008 URL: http://www.tagesspiegel.de/art17,2472092  
Rechte Schläger nehmen Linke ins Visier  
Der Kampf der Extremisten wird immer brutaler. Nach einer Studie des Verfassungsschutzes werden Linke 
in Berlin inzwischen häufiger Opfer von rechten Attacken als Ausländer.  
 
07.02.2008 URL: http://www.tagesspiegel.de/art17,2472107  
Kündigung für Thor-Steinar-Laden in Mitte  
Der Laden in der Berliner Rosa-Luxemburg-Straße vertreibt Shirts, Jacken, Hosen und Röcke mit 
germanischen Symbolen und ist deshalb bei Rechtsextremen beliebt. Nun wurde die Sache dem Vermieter 
offenbar zu ungemütlich.  
 
07.02.2008 URL: http://www.tagesspiegel.de/art17,2472017  
Schatzmeister der NPD festgenommen 
Gleich in mehreren Bundesländern hat die Polizei am Donnerstag Einrichtungen der rechtsextremen NPD 
durchsucht. Auch in der Parteizentrale in Berlin-Köpenick gab es eine Razzia. Die Ermittler hatten dabei eine 
ganz bestimmte Person im Visier. 
 
07.02.2008 Neues Deutschland: zur Studie über recht e Gewalt in Berlin 
   Berlin (ots) - »Zu Gewalttaten kam es meistens in Situationen, in denen Täter und Opfer zufällig 
aufeinander trafen.« Diese Analyse des Berliner Verfassungsschutzes zu Ursachen für rechte 
Gewaltübergriffe in der Hauptstadt ist bürokratischer Unsinn. Denn wenn man die allgemein gültige 
Definition für »Zufall« zugrunde legt, würde dies bedeuten: Das Ereignis, der rechtsextreme Angriff also, sei 
kausal nicht zu erklären. Hat man als Verprügelter, Geschlagener und Getretener also einfach Pech gehabt, 
ist man lediglich Opfer einer unglücklichen Verkettung von ominösen Umständen geworden? 
 Mitnichten. Das Prinzip hinter der rechtsextremen Gewalt ist nicht zufällig. Im Gegenteil. Es gehört seit Mitte 
der 90er Jahre zur Strategie der Rechtsextremen an bestimmten Orten, das zu schaffen, was wir 
Demokraten als »Angstraum« bezeichnen. Gegenden, deren Betreten für uns, als die von den Nazis 
ausgemachten Feinde, gefährlich sein soll - und oftmals ist. 
 Denn wer Opfer der rechtsextremen Schläger wird, ist ebenso kein Zufall. Es wird auf immer wieder 
dieselben Gruppen und Menschen Jagd gemacht: Migranten, Juden, Homosexuelle, Linke, Punks sowie  
alternative Jugendliche. Dass dies in Berlin an immer wieder denselben Orten geschieht, an denen auch - 
ganz zufällig - die Neonazikader leben, die mit ihrer Ideologie als Vordenker der rechten jugendlichen 
Schläger agieren, überrascht indes offenbar nur den Berliner Verfassungsschutz. 
Pressekontakt: Neues Deutschland Redaktion / CvD Te lefon: 030/29 78 17 21 
 
07.02.2008 Der Tagesspiegel  
Der Tagesspiegel: Anstieg rechter Gewalt vorläufig gestoppt  
Berlin (ots) - Der jahrelange starke Anstieg rechtsextremer Kriminalität hat sich offenbar 2007 nicht 
fortgesetzt. Die Bundesregierung meldet nach einer vorläufigen Gesamtschau 10.935 Delikte. Am Ende des 
Jahres 2006 waren es, ebenfalls nach einer ersten Zählung, 12.240 Straftaten. Dies ergibt ein Vergleich der 
... 
 
08.02.2008 Neonazis ohne Geschäftsführer 
Festnahme von NPD-Kader wegen des Verdachts auf Untreue von Gerrit Hoekman 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-08/056.php  
 
08.02.2008 Neonazis in Berlin aggressiver 
Innensenator präsentiert Studie zu rechter Gewalt und konstatiert Zusammenhang zur NPD-Propaganda 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-08/041.php  
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08.02.2008 URL: http://www.fr-online.de/in_und_ausland/politik/aktu ell/?em_cnt=1284696  
Griff in die Kasse: NPD-Schatzmeister verhaftet  
Der Bundesschatzmeister der rechtsextremen NPD, Erwin Kemna, sitzt in Haft: Er soll mehr als 620.000 
Euro veruntreut haben. Die Partei allerdings hält die Vorwürfe für erfunden und die Verhaftung für einen 
"Generalangriff" gegen sich selbst. 
 
08.02.2008 www.tagesspiegel.de/berlin/Koerting-Gewalt;art270,2 472330 
Studie -  Körting: NPD ist Anstifter für rechtsextr eme Schläger 
Berlins Innensenator Ehrhart Körting stellt eine ne ue Studie zum Thema Gewaltverbrechen vor. Die 
Ergebnissen sind wenig überraschendt: Gewalttäter s ind jung, ungebildet und fallen vor allem in 
Ostbezirken auf. Jeder fünfte Übergriff findet laut  Studie in Lichtenberg statt. Von Tanja Buntrock  
Rechtsextremistische Gewalttäter sind jung, ungebildet, handeln spontan, und sie schlagen vor allem in den 
Ostbezirken zu. Zu diesem Ergebnis kommt die Studie „Rechte Gewalt in Berlin 2003 bis 2006“ des Berliner 
Verfassungsschutzes, die Innensenator Ehrhart Körting (SPD) am Donnerstag vorstellte. Es wurden 300 
rechtsextremistisch motivierte Gewalttaten in diesem Zeitraum registriert und systematisch untersucht – so 
etwa in Bezug auf Täter, Tatorte und den Zusammenhang zu rechten Organisationen.  
Bei der Vorgängerstudie waren im Zeitraum 1998 bis 2003 noch 336 rechte Gewalttaten gezählt worden. 
„Auch, wenn die Zahlen rechter Gewalt im Vergleich zur gesamten Gewaltkriminalität niedrig sind, müssen 
wir hier genau hinschauen“, sagte Körting. Er verstehe die Studie als „Frühwarnsystem“.  
Die Schwerpunkte rechter Gewalt sind die Ostbezirke Lichtenberg (58 Taten), Pankow (52) und Treptow-
Köpenick (48). In Marzahn-Hellersdorf ist die Zahl von 54 Fälle auf 18 gesunken. Dies habe damit zu tun, 
dass in diesem Bezirk eine rechte Jugendgang von der Polizei aufgelöst wurde, sagte Verfassungsschutz-
Chefin Claudia Schmid. Meistens schlagen die rechtsgesinnten Täter spontan zu: vor allem auf Straßen und 
häufig in der Nähe von Bahnhöfen oder in öffentlichen Verkehrsmitteln. Die Delinquenten wohnen fast immer 
in der Nähe der Tatorte.  
Die Studie stellt fest, dass es innerhalb der Bezirke und Ortsteile sogenannte Verdichtungen gibt: also 
einzelne Bereiche – wie beispielsweise in Lichtenberg den Kiez rund um die Weitlingstraße oder in Neukölln 
den Treffpunkt „Rudower Spinne“ –, wo die Gewalttaten hauptsächlich begangen werden. Auch der sonst 
eher als Szenebezirk bekannte Pankower Ortsteil Prenzlauer Berg ist von rechter Gewalt betroffen: Hier vor 
allem die Schönhauser Allee, die Eberswalder Straße und die Greifswalder Straße.  
Wie schon in der Vorgängerstudie kam heraus, dass die Mehrheit der Täter nicht ideologisch gefestigt ist 
und nicht zu rechtsextremen Parteien gehört. Allerdings werden rechte Gewalttaten dort begangen, wo die 
NPD hohe Wahlergebnisse erzielt hat und sich die Wohnorte und Treffpunkte der organisierten Akteure 
befinden. „Die NPD schafft es, mit ihrer verfassungsfeindlichen Propaganda ein Klima zu schaffen, in dem 
solche Taten gedeihen“, sagte Körting. Die Funktionäre fungierten dabei als „Anstifter“. Körting hatte 
wiederholt ein Verbot der NPD gefordert. Besorgniserregend sei, dass es eine extreme Zunahme rechter 
Gewalttaten in der Zeit von 2005 zu 2006 gab: Hier stieg die Zahl der Fälle von 53 auf 112. Eine belegbare 
Erklärung hat der Verfassungsschutz nicht. Doch möglicherweise gebe es einen Zusammenhang zu den 
Berlin-Wahlen vor zwei Jahren: Im Vorfeld hatte es vermehrt Angriffe Rechter auf Wahlhelfer gegeben. Auch 
die Stimmung zwischen Rechten und Linken sei aggressiver geworden. Hier sind die Gewaltzahlen von 21 
auf 33 Prozent „erheblich gestiegen“, sagte Körting.  
 
08.02.2008 www.spiegel-online.de  
SCHULEXPERIMENT - Holocaust- Grauen im Comic- Format  
Nazi-Verbrechen als Bildergeschichte, Hitler als Comic-Figur - weil der Geschichtsunterricht an vielen 
Jugendlichen vorbeigeht, testen Berliner Schulen jetzt einen Comic über Verfolgung und KZ, Krieg und Tod. 
"Die Suche" heißt der Band des Anne-Frank-Zentrums. Von Stephan Orth mehr... [ Forum ] 
 
08.02.2008 www.welt.de  
Geschichte - Wie die Deutschen den Holocaust verdrängten  
 

von Sven Felix Kellerhoff 
 
Dem deutschen Volk waren die bestialischen Verbrechen der Nazi-
Diktatur durchaus bekannt. Das vorgegebene Nichtwissen war vor allem 
Verdrängung. Das zeigt Bernward Dörner in einer neuen Studie. Dafür 
hat er die Aussagen von Menschen analysiert, die vom Regime vor 
Gericht gestellt wurden. » mehr   
 
 

�  Nationalsozialismus: Zwei Dörfer und der Stolz Adolf Hitlers  
�  Holocaust: Leichen verscharren in der Hölle von Auschwitz  
�  Fotoalbum aus Auschwitz: Blaubeeren essen, Blausäure verteilen  
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�  Zweiter Weltkrieg: Ein jüdischer Junge als Maskottchen der SS  
�  Auschwitz, die Bilder der Täter  
�  Auschwitz, die Bilder der Opfer  
�  Holocaust: Auschwitz und das Überleben in der Hölle  
�  Geschichte: Die entspannte Freizeit der Massenmörder  

 
08.02.2008 www.welt.de  
Gewalt-Bericht  - Rechte Schläger greifen vermehrt Linke an  
VON DPA/EPD/SH 
Gewaltattacken Rechtsextremer richten sich in Berlin zunehmend gegen Linke. Das steht in einem Bericht 
von Senat und Verfassungsschutz. Scheinbar multikulturelle Szeneviertel sind davon ebenso betroffen wie 
sogenannte Problemkieze. Ein weiterer Trend: Es gibt mehr Einzeltäter. » mehr   
 
08.02.2008 http://www.dradio.de/dkultur/sendungen/thema/736456 / 
Deutschlandradio Kultur 
Antisemitismus oder Aufklärung? -        Das Kinder buch "Wo bitte geht's zu Gott" sorgt für Wirbel 
Ein Kinderbuch sorgt momentan für Aufregung: Das Bundesfamilienministerium hat beantragt, das Buch 
"Wo bitte geht's zu Gott" in die Liste der jugendgefährdenden Medien aufzunehmen, weil es die drei großen 
Weltreligionen Christentum, Islam und Judentum lächerlich mache. Der Verfasser hält sein Buch jedoch für 
einen Beitrag zur Aufklärung und zu mehr Toleranz. 
 
08.02.2008 www.tagesspiegel.de/politik/deutschland/rechtsextre mismus/NPD-
Volksverhetzung;art2647,2472861  
Razzia bei NPD - Volksverhetzende CDs beschlagnahmt  
Die Ermittler suchten am Donnerstag in der NPD-Part eizentrale in Berlin-Köpenick eigentlich 
belastendes Material gegen Schatzmeister Kemna wege n des Verdachts auf Untreue. Doch nebenbei 
konnten sie auch noch einen weiteren Erfolg melden.   
BERLIN -  Die Polizei fand bei der Durchsuchung der NPD-Bundeszentrale am Donnerstag 50 CDs mit 
volksverhetzendem Inhalt. Außerdem entdeckten die Beamten einen nicht genehmigten Elektro-Schocker, 
wie ein Polizeisprecher sagte. Die CDs mit dem Titel "Der Volksverhetzer" sowie der Elektroschocker 
wurden beschlagnahmt.  
Die Polizei nimmt an, dass die NPD die CDs, gegen die ein allgemeiner Beschlagnahmebeschluss vorliegt, 
verbreiten wollte. Der polizeiliche Staatsschutz beim Berliner Landeskriminalamt führt nun die gesonderten 
Ermittlungen wegen Volksverhetzung und Verbreitens von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen sowie einer Zuwiderhandlung gegen das Waffengesetz.  
Ursprünglich hatten die Beamten das Gebäude in der Seelenbinderstraße im Zuge eines Ermittlungs-
verfahrens der Staatsanwaltschaft Münster wegen des Verdachts auf Untreue durchsucht. NPD-Bundes-
schatzmeister Erwin Kemna soll regelmäßig Gelder von Konten der NPD über Umwege in eine von ihm als 
Geschäftsführer betriebene Küchen GmbH geleitet haben. Auf diese Weise soll er von Januar 2004 bis 
Anfang Juni 2007 insgesamt 627.000 Euro von Konten der NPD abgezweigt haben. Der 57-Jährige sitzt seit 
Freitag in Untersuchungshaft. Er war am Donnerstag in Ladbergen (Kreis Steinfurt) festgenommen worden. 
(ut/ddp) 
 
09.02.2008 www.welt.de  
Parteifinanzen - Der Mann, der die NPD in den Abgrund reißt       von Martin Lutz und Uwe Müller 
Bisher hielt die NPD ihren Bundesschatzmeister für ein Finanzgenie. Doch jetzt ermittelt die 
Staatsanwaltschaft gegen Erwin Kemna. Der Besitzer einer Firma für für Einbauküchen soll die Partei um 
mindestens 627.000 Euro erleichtert haben. Bei der Durchsuchung fanden die Beamten ein 
Buchhaltungschaos vor. » mehr   
 
09.02.2008 www.welt.de  
Untreue - Schatzmeister bringt NPD in Geldnot     von dpa/AP/sei 
Der wegen Untreue-Vorwürfen verhaftete NPD-Bundesschatzmeister Erwin Kemna hat zugegeben, dass an 
ihn Geldbeträge aus der Parteikasse geflossen sind. Seine Erklärungsversuche sind jedoch für die 
Staatsanwaltschaft nur "Schutzbehauptungen". Die Ermittlungen könnten die rechtsextreme Partei in weitere 
Finanznöte bringen. » mehr   
 
09.02.2008 Mitteldeutsche Zeitung: Die in Halle erscheinende M itteldeutsche Zeitung berichtet in 
ihrer Samstagsausgabe über einen Erlass des Innenmi nisteriums NPD soll umstrittene T-Shirts nicht 
mehr tragen dürfen  
   Halle  (ots) - Die Abgeordneten der NPD im Kreistag des Burgenlandes sollen nicht mehr mit T-Shirts 
auftreten dürfen, die den iranischen Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad und den Schriftzug "Mein 
Freund ist Ausländer" zeigen. Ahmadinedschad leugnet den Holocaust.   
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Wie die Mitteldeutsche Zeitung berichtet (Samstagausgabe), hat das Innenministerium von Sachsen-Anhalt 
dem Kreistag jetzt mit einem Erlass die Grundlage für ein Verbot geliefert. Die Hemden seien antisemitisch 
und störten die Ordnung, sagte Innenstaatssekretär Rüdiger Erben (SPD) der Zeitung. Die Rechten hatten 
mit den T-Shirts für Empörung in der letzten Kreistagssitzung gesorgt, der Vorsitzendedes Kreistags war 
aber nicht eingeschritten. 
Pressekontakt: Mitteldeutsche Zeitung Chefredaktion   Tel.: 0345 565 4300 
 
09.02.2008 NPD: Kemna gibt Geldfluss zu  
Der Schatzmeister der rechtsextremen Parteit spricht von Darlehen. Belegen kann er das aber nicht. 
URL: http://www.fr-online.de/in_und_ausland/politik/aktu ell/?em_cnt=1285329  
 
10.02.2008 Rechte Wikipediakopie zwischen Anspruch und Wirklichkeit (Peter Nowak)  
http://www.heise.de/tp/r4/artikel/27/27205/1.html  
Metapedia: fad und ohne Aktualität 
 
11.02.2008 http://www.heise.de/tp/r4/artikel/27/27252/1.html  
Wer hat Angst vorm Schwarzen Mann?   Peter Riedlberger  
Eine Calypso-Band durfte bei Ryanair nicht mitfliegen, weil ein Psychologe besorgt war 
An diesem Fall ist eigentlich alles absurd: Dass es zu ihm kam, wie es zu ihm kam, dass er nicht sofort 
wieder gut gemacht wurde und dass die Verantwortlichen immer noch uneinsichtig sind. 
 
11.02.2008 +++ Rassismus: Wir müssen draußen bleibe n +++ 
Wie es zwei Schwarzafrikanern erging, die im schwäbischen Biberach mit dem Bus fahren wollten. 
Von Dierk Andresen 
http://www.zeit.de/online/2008/07/biberach?from=24h NL 
 
12.02.2008 URL: http://www.fr-
online.de/in_und_ausland/politik/meinung/kommentare /?em_cnt=1286535  
Leitartikel  -  Die Goldgier der braunen Zwerge Von  Volker Schmidt 

 
Volker Schmidt  (fr)  
 
Erledigt sich die NPD selbst? Dauerstreit in den eigenen Reihen, Wahlschlappen 
in Hessen und Niedersachsen und jetzt die Festnahme des Schatzmeisters - die 
Rechtsextremen gehen nach langem Höhenflug unsanft nieder. Und sind bald 
pleite? Sich darauf zu verlassen, wäre grob fahrlässig. 
"Am Ende steht der Sieg", prahlte Marcel Wöll, der Vorsitzende der NPD in 
Hessen, vor der Landtagswahl. Wer im Parteienspot als Reiterrecke goldgierige 

bärtige Zwerge gegen adrette junge Männer verteidigt, lebt wohl in einer besonderen Welt - als Sieg aber 
kann selbst er die 0,9 Prozent nicht werten, die seine Partei bekam. Zumal da es 0,1 Prozentpunkte mehr 
hätten sein müssen, um das Nahziel zu erreichen - Erstattung der Wahlkampfkosten. In Niedersachsen 
hatten die Rechtsaußen "sechs Prozent plus X" angepeilt; es wurden 1,5. Von Massenzustrom keine Spur. 
Also schlägt NPD-Bundeschef Udo Voigt eine Volte und wirft sich ob der Mitgliederzahl in die Brust: Man sei 
stärkste Kraft im nationalen Lager vor dem "Bündnispartner" DVU, habe die "Republikaner in den Orkus der 
Bedeutungslosigkeit verwiesen". Auch dieses Getröte zeugt nicht eben von Realitätssinn. Die Berichte, auf 
die Voigt sich beruft, zeigen auch: Nach rund fünf Jahren Wachstum zulasten von Republikanern und DVU 
gewinnt die NPD nur noch langsam hinzu; die drei Parteien des rechten Randes zusammen haben sogar 
1800 Mitglieder verloren. Was noch lange nicht bedeutet, dass von den Schrumpfgermanen keine Gefahr 
mehr ausgehe. 
Schließlich die Festnahme von Erwin Kemna vergangene Woche. Die Staatsanwaltschaft wirft dem NPD-
Bundesschatzmeister vor, er habe gut 627 000 Euro auf eigene Konten gerafft. Kemna behauptet, die 
Parteikasse habe ihm so Darlehen zurückgezahlt, teils von ihm selbst, teils von anonymen Geldgebern, die 
ihm Bargeld an Raststätten überreicht hätten. Belege: leider zerstört. So dreist lügen selbst Schatzmeister 
selten. 
Zwar hält die Staatsanwaltschaft Kemna für einen Täter auf eigene Rechnung, deutet aber an, sie werde das 
beschlagnahmte Material auf Indizien für Unregelmäßigkeiten in den Parteifinanzen flöhen. In der NPD-
Zentrale in Berlin-Köpenick müssen sie die Hosen gestrichen voll haben. Konfusion spricht aus der 
zwiegespaltenen Verteidigungslinie Voigts: Die Vorwürfe seien erfunden, um der NPD zu schaden - richteten 
sich aber nur gegen Kemna und seien daher kein Hinweis auf Partei-Mauschelei. 
Da könnte einiges ans Licht kommen; Volksverhetzende CDs und ein illegaler Elektroschocker wurden 
bereits in der NPD-Zentrale sichergestellt. Ein Indiz dafür, wie das Recht und die Ordnung aussehen, die 
diese Partei predigt. Das Bundestagspräsidium wird sich die Rechenschaftsberichte noch mal genau 
ansehen. Schon Ende 2006 musste die NPD wegen fehlerhafter Berichte 870 000 Euro zurückzahlen, was 
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ein Loch in ihre Kasse riss. 
Im Januar bettelte Voigt in der Deutschen Stimme um eine "Kampfspende". Die Anhänger wären noch 
blöder, als ihre politische Vorliebe vermuten lässt, wenn sie jetzt auf ihn hörten: Entweder hat Kemna mit 
Wissen der Parteispitze geschummelt - dann ist die Propaganda der NPD, sie sei die einzige redliche Partei 
unter lauter Abzockern, selbst in den Augen ihrer Getreuen entlarvt. Oder Kemna hat den Vorstand seit 
Jahren behumst - dann steht die Parteispitze um Voigt dämlich da. Zur Spendenwerbung taugt keines dieser 
Szenarien. 
Entwarnung also, weil die NPD sich selbst zerlegt? Langsam. Erstens war sie nie in erster Linie als politische 
Partei eine Gefahr, sondern als Koordinations- und Propagandanetz für gewaltbereite Rechtsextremisten. 
Zwar kann sie diese Rolle am besten erfüllen, wenn sie Geld hat und in Parlamenten sitzt - aber zur Not 
reichen schlankere Strukturen, die unter weniger scharfer öffentlicher Kontrolle stünden. 
Zweitens ist die NPD nur eine und nicht einmal die jüngste Inkarnation des hässlichen Wiedergängers, der in 
regelmäßigen Abständen sein Haupt erhebt, ob als Republikaner, DVU oder als freie Kameradschaften. Wer 
weiß, zu was sich Gruppen wie Pro Köln noch entwickeln? Den braunen Sumpf aus Autoritätsglaube und 
Ausländerfeindlichkeit, Rassismus, Revanchismus und Antisemitismus trockenzulegen, in dem solche 
Zombies brüten, ist ein langfristiges Projekt, das mit einer Partei-Pleite der NPD noch lange nicht beendet 
wäre. Als große Worte noch in Mode waren, nannte man dieses Projekt "Aufklärung". 
 
12.02.2008 Spanien - La Vanguardia 
Ian Buruma über das Ende der niederländischen Toler anz  
"Wenn in einem Land wie den Niederlanden das Wort Toleranz zum Schimpfwort wird, dann läuft etwas 
schief", schreibt der niederländische Schriftsteller Ian Buruma in einem Text für Project Syndicate. "Viele 
Europäer, nicht nur die Niederländer, haben das Gefühl, in einer sich rasant entwickelnden Welt auf sich 
gestellt zu sein. Sie haben den Eindruck, dass die großen multinationalen Konzerne mächtiger sind als die 
Nationalstaaten und wohlhabende und gebildete Städter Vorteile davon haben, während die Provinzen 
hinterher hinken. Sie glauben, dass die demokratisch gewählten Politiker nicht nur machtlos sind, sondern 
feige vor den Kräften, die die normalen Menschen bedrohen, kapitulieren. So gesehen ist Toleranz nicht nur 
eine Schwäche, sondern gar Verrat." (11.02.2008)  
» zur Homepage  (La Vanguardia) 
 
12.02.2008 Österreich - Die Presse 
Fordert Deutschland Assimilation von Einwanderern?   
Der türkische Ministerpräsident ReçepTayyip Erdogan hat Ende letzter Woche Deutschland besucht. In einer 
viel beachteten Großveranstaltung sprach sich Erdogan gegen Aissimilation aus, die "ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit" sei. Christian Ultsch kommentiert: "In den vergangenen Jahrzehnten sind in Deutschland 
und Österreich ganz sicher nicht deshalb Parallelgesellschaften entstanden, weil sich türkische 
Einwandererfamilien allzu stürmisch angepasst hätten. Problematisch ist vielmehr, dass sich viele von ihnen 
abschotten – und dabei auf keinen integrationspolitischen Widerstand ihrer Gastländer stoßen. Niemand 
verlangt von Türken, dass sie ihre Identität bei der Einreise aufgeben... Warum aber soll es frevelhaft sein, 
wenn Türken sich mit der Zeit so sehr anpassen, dass ihre Wurzeln verblassen und sie Deutsche oder 
Österreicher werden, wie das vor ihnen Zehntausenden anderen Einwandererfamilien aus Böhmen, Kroatien 
oder Ungarn passiert ist?" (12.02.2008)  
» zum ganzen Artikel  (externer Link, deutsch) 
 
12.02.2008 Polen - Wprost Online 
Keine Anklage gegen Gross   
In Polen wird es keinen Prozess gegen den polnisch-amerikanischen Historiker Jan Tomasz Gross wegen 
seines Buches "Die Angst" über Antisemitismus in Polen nach dem Zweiten Weltkrieg geben. Grzegorz 
Pawelczyk begrüßt die Entscheidung der Staatsanwaltschaft Krakau, die Ermittlungen wegen Verdachts auf 
Verleumdung der polnischen Nation sowie Volksverhetzung einzustellen. "So vermeiden wir einen Prozess, 
der - unabhängig vom Urteil - Polen in den Augen der Welt kompromittieren würde. Überhaupt sind 
Prozesse absurd, die sich gegen Bücher oder Presseartikel richten. Abgesehen von Prozessen, die 
Fehlinformationen betreffen, verletzen alle anderen ein grundlegendes Prinzip der Demokratie, nämlich die 
Freiheit des Wortes. Ein zusätzliches Problem in Polen ist, dass viele Richter entweder nicht verstehen, was 
die Freiheit des Wortes bedeutet, oder keine Ahnung davon haben, wie ein Verlag funktioniert." (11.02.2008)  
» zum ganzen Artikel  (externer Link, polnisch) 
 
12.02.2008 http://www.mdr.de/mdr1-radio-thueringen/nachrichten /5249212.html  
Fachtagung in Jena  - Frühes Vorgehen gegen Rechte im Sport gefordert  
Im Kampf gegen Rechtsextremismus in Sportvereinen haben die Experten ein frühes Einschreiten der 
Vereine angemahnt. Zum Abschluss einer Fachtagung in Jena sagte der Vizepräsident des 
Landessportbunds Thüringen, Heinz-Jochen Spilker, es gebe vor allem Probleme, wenn sich das 
"rechtsextremistische Virus" erst eingeschlichen habe. 
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Die Vereine müssten rechtzeitig Abwehrstrategien entwickeln und Satzungen nachbessern, mahnte Spilker. 
Seien Rechtsextreme erst Mitglieder im Verein, werde es schwer, ihnen mit rechtlichen Mitteln zu begegnen. 
Die Hürden der Justiz für einen Ausschluss seien hoch. 
Der Landessportbund hat gemeinsam mit der Mobilen Beratung in Thüringen (Mobit) und der Landesstelle 
für Gewaltprävention einen Leitfaden herausgegeben, wie Vereine auf rechtsradikale Umtriebe reagieren 
können. Darin heißt es, schon in der Satzung müsse deutlich werden, dass Rechtsextremisten im Verein 
keinen Platz haben. 
Die Vereine müssten rechtzeitig Abwehrstrategien entwickeln und Satzungen nachbessern, mahnte Spilker. 
Seien Rechtsextreme erst Mitglieder im Verein, werde es schwer, ihnen mit rechtlichen Mitteln zu begegnen. 
Die Hürden der Justiz für einen Ausschluss seien hoch. Sobald rechte Umtriebe offenkundig werden, sollten 
sich die Vereine Hilfe bei den Sportverbänden suchen, so Spilker weiter. Wichtig sei, dass sie nicht erst 
reagierten, wenn durch die Unterwanderung keine Mehrheit mehr für entsprechende Änderungen der 
Satzung vorhanden sei…. 
 
12.02.2008 URL: http://www.fr-online.de/top_news/?em_cnt=1287087  
Rechtsradikalismus - Wie Neonazis den Sport unterwandern 
 

Neonazis (dpa) 
 
 
Jena/Gotha (ddp) - Zunächst verhalten sie sich unauffällig, dann geht es ans 
Missionieren und Rekrutieren. "Wortergreifungsstrategie" nennt es die 
rechtsextreme NPD, wenn ihre Mitglieder sich in Organisationen wie die 
Freiwillige Feuerwehr oder das Technische Hilfswerk schleichen. Auch der 
Breitensport Fußball werde immer gezielter unterwandert, sagt Szene-Kenner 

Toralf Staud: "Sie sind überall dort, wo sich junge Männer tummeln. Bei ihnen haben sie den größten Erfolg", 
beschreibt er die jüngste Propagandamasche der Rechtsaußen.  
Staud, Autor des Buches "Moderne Nazis", war als Experte zur Tagung "Ist der Linksaußen ein 
Rechtsaußen?" geladen, die am Dienstag in Jena zu Ende ging. Eine "neue und gefährliche Entwicklung" ist 
dem Experten zufolge, dass Rechtsextreme schon das Potenzial hätten, eigene Vereine zu gründen. In 
Thüringen nennen sich diese Clubs zum Beispiel "Vorwärts Erfurt", "Hardcore Weimar" oder "Germania 
Hildburghausen".  
Der Chef des Thüringer Landessportbunds, Peter Gösel, spricht mit Blick auf die Unterwanderung von 
unterklassigen Vereinen von Einzelfällen. Doch die Mobile Beratung in Thüringen (Mobit) sieht das anders 
und geht von einer hohen Dunkelziffer aus. Vielen gehe es im Verein einfach um den Sport und nicht um 
politische Fragen. "Für Rechtsradikalismus gibt es oft kein Problembewusstsein", sagt Stefan Heerdegen 
von Mobit.  
 
Manche Neonazis "spielen einfach nur gerne Fußball"  
In den regulären Clubs geht laut Mobit zudem die Angst um, an den Pranger gestellt zu werden. Heerdegen 
rät: "Geht offen damit um, früher oder später kommt es ohnehin raus." So sei es auch im Fall der "WSG 
Zella-Mehlis" gekommen, wo Übungsleiter der rechten Szene angehörten. Laut Heerwagen stehen die 
Vereine nicht selten in schweren Interessenkonflikten. "Windisch Holzhausen" wollte zwar etwas gegen 
rechte Partys am Spielfeldrand unternehmen, aber auf ihren Leistungsträger im Team, einen mutmaßlichen 
Neonazi, bislang nicht verzichten.  
Der Landessportbund hat gemeinsam mit Mobit und der Landesstelle für Gewaltprävention einen Leitfaden 
herausgegeben, wie Vereine rechtsradikale Umtriebe sinnvoll reagieren können. Schon in der Satzung 
müsse deutlich werden, dass Rechtsextremismus im Verein keinen Platz habe. Neonazis sollten immer von 
mehreren Vereinsmitgliedern gemeinsam und gezielt angesprochen werden, heißt es in der Broschüre. Vor 
einem Spiel müsse mit dem Schiedsrichter geklärt werden, wann einer Partie abgebrochen wird.  
Doch nicht immer geben sich die Neonazis in den Clubs gleich zu erkennen. Laut Publizist Staud spielen 
viele "ja auch einfach nur gerne Fußball". Manche Funktionäre oder Trainer kennen zudem noch nicht 
"Zahlencodes", mit denen Rechtsextreme verbotene Begriffe verschlüsseln. Auf der Tagung in Jena lernten 
Teilnehmer zum Beispiel, dass es sich bei der "88" um einen Code für "Heil Hitler" handelt. Auch Kleidung 
der Marke "Thor Steinar" sollte besser in der Stadionordnung verboten werden. 
 
13.02.2008 Nazikult im Doppelpack 
Dresden: In diesem Jahr gleich zwei Aufmärsche anläßlich der Bombardierung der Stadt vor 63 Jahren von 
Lothar Basserman 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-13/016.php  
 
13.02.2008 Antifa ohne Antifa 
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Fraktionen der Partei Die Linke und der Grünen im Bundestag hörten Praktiker zu Programmen der 
Regierung gegen rechts an. Die kritisierten Blockaden durch Behörden von Hans Daniel 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-13/056.php  
 
13.02.2008 Für NPD-Verbot und Kampf um die Köpfe 
In Hamburg diskutierten Antifaschisten aus Linkspartei, DKP und DGB über Strategien gegen Neonazis von 
Mirko Knoche 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-13/057.php  
 
13.02.2008ÖGJ: Kdolsky muss handeln: RFJ nicht mehr  fördern  
Utl.: Förderstopp ohne Gesetzesänderung möglich = 
   Wien (ÖGJ/ÖGB)  - Mehr als eine Woche ist es her, dass "profil" die Verbindungen des Ringes 
Freiheitlicher Jugend (RFJ) zur rechten Szene aufgelistet hat. Jugendministerin Andrea Kdolsky sieht sich 
trotzdem noch immer nicht veranlasst, den von zahlreichen Jugendorganisationen, dem Mauthausen 
Komitee Österreich (MKÖ) und der Bundesjugendvertretung (BJV) verlangten Förderstopp umzusetzen. 
ÖGJ-Bundessekretär Florian Zuckerstätter: "Kdolsky ist hiermit noch einmal aufgefordert zu handeln und zu 
überprüfen, ob der RFJ den Förderkriterien des Bundesjugendförderungsgesetzes entspricht. Die rechtliche 
Möglichkeiten dazu hat sie - auch ohne jede gesetzliche Änderung."++++ 
   "In der BJV gibt es zahlreiche Organisationen, die für ihre verantwortungsvolle Jugendarbeit zurecht 
gefördert werden. Das soll auch so bleiben, und zwar in der derzeitigen Form der Bundesjugendförderung", 
so Zuckerstätter. Die Förderung muss weiterhin direkt an die Organisationen ausbezahlt werden, denn das 
erhöht die Unabhängigkeit der Jugendarbeit.(fk) 
Rückfragehinweis:    ÖGB Presse und Öffentlichkeits arbeit    Florian Kräftner 
   Tel.: (++43-1) 534 44/290 DW    Fax: (++43-1) 53 3 52 93    www.oegb.at  
 
13.02.2008 www.tagesschau.de  
* Sachsen erwägt verschärftes Versammlungsrecht  
Am 13. Februar erinnert Dresden jährlich an die Zerstörung der Stadt im Jahr 1945. Doch immer öfter 
missbrauchen Neonazis den Tag des Gedenkens für ihre Zwecke. Dagegen formiert sich nicht nur ziviler 
Widerstand, Sachsen will nun das Versammlungsrecht verschärfen. [mehr] 
 
13.02.2008 www.mdr.de  
Erinnerung an Zerstörung Dresdens -  
Sachsen wehrt sich gegen den Missbrauch des 13. Feb ruar  
Der 13. Februar ist in Dresden der Tag des Gedenkens an die Zerstörung der Stadt im Jahr 1945. Doch 
dieser Tag wird seit einigen Jahren auch von Neonazis für ihre Zwecke missbraucht. Dagegen formiert sich 
nicht nur ziviler Widerstand. Der Freistaat Sachsen will nun auch das Versammlungsrecht einschränken. 
 
13.02.2008 www.mdr.de  
Magdeburg - "Thor-Steinar"-Laden muss geräumt werden  
Ein in der rechten Szene beliebter Bekleidungsladen in Magdeburg muss nach einer Entscheidung des 
Landgerichts geräumt werden. Damit wurde einer Räumungsklage stattgegeben. 
 
13.02.2008 http://www.tagesspiegel.de/art17,2475946  
Laden mit "Thor Steinar"-Bekleidung wird geräumt Das Landgericht Magdeburg hat den weiteren Verkauf 
der bei Rechtsextremisten beliebten Bekleidungsmarke im Hundertwasserhaus der Stadt gestoppt. Das 
Gericht ordnete am Mittwoch die Räumung des Ladens an und gab damit einer Klage des Vermieters statt.  
 
13.02.2008 Mitteldeutsche Zeitung  
   Halle  (ots) - Deutlicher kann ein Urteil nicht sein, das Magdeburger Landgericht hat gestern Klartext 
gesprochen. Der umstrittene und bei der rechtsextremen Szene beliebte "Narvik"-Shop muss wieder 
ausziehen. Weil sein Betreiber die Vermieter arglistig getäuscht habe und weil er mit der angebotenen "Thor  
Steinar"-Kleidung Ware vertreibe, die dem Vermieter faktisch wirtschaftlichen Schaden zufüge.  Die 
Magdeburger Entscheidung ist jenseits ihrer juristischen Dimension ein wichtiges Signal an die 
Zivilgesellschaft. Da, wo das Strafrecht nicht greift, lohnt es sich trotzdem, die offensive Auseinandersetzung 
mit jenen zu suchen, die den Wertekanon der demokratischen Gesellschaft Stück für Stück verändern 
wollen. Die Öffentlichkeit muss das nicht länger hinnehmen. 
Pressekontakt: Mitteldeutsche Zeitung Chefredaktion  Tel.: 0345 565 4300 
 
14.02.2008 Rassismus bei der Polizei: "Schwarze brennen länger "  
Sachsen-Anhalts Innenministerium hat Rassismus-Vorwürfe gegen einen hochrangigen Polizeibeamten 
bestätigt. Der Polizeioberrat der früheren Polizeidirektion Halle - heute Direktion Süd - hatte nach dem... 
URL: http://www.fr-online.de/in_und_ausland/politik/aktu ell/?em_cnt=1287859  
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14.02.2008 Blick nach Rechts - Die Inhalte der aktu ellen Ausgabe: 
Krisenstimmung 
Nach der Verhaftung des NPD-Schatzmeisters  werden in der Partei alte Rechnungen aufgemacht. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/krisenst immung/  
 
Gegen Pfeffersäcke und  Ausländer [€] 
DVU-Wahlkampfveranstaltung findet in den Messehallen statt – im Rechtsaußenspektrum der Hansestadt 
treten auch die Zentrumspartei und die Rechte Mitte Heimat Hamburg an. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/gegenpfe ffersaeckeundauslaender/  
 
Vitale braune Szene [€] 
In Ludwigshafen sind insbesondere die NPD und das neonazistische „Aktionsbüro Rhein-Neckar“ aktiv. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/vitalebr auneszene/  
 
Amtspflichtverletzung [€] 
Langjähriger Rechtsrock-Musiker darf nicht mehr Richter sein – die Neonazi-Band „Noie Werte“ ist seit 20 
Jahren fest in der Szene verankert. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/amtspfli chtverletzung/  
 
Unerwünschte  Nachbarn [€] 
Neuer Thor-Steinar-Laden sorgt in Berlin für Aufregung. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/unerwuen schtenachbarn/  
 
Braune Parallelwelt 
Neonazistische Kindererziehung der HDJ. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/braunepa rallelwelt/  
 
Tatort Magdeburg [€] 
In Sachsen-Anhalt ist die Zahl rechtsextremer  Gewalttaten weiterhin hoch. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/tatortma gdeburg/  
 
Stimmungen schüren - Von Christoph Butterwegge*   
Der Populismusbegriff ist schillernd und unscharf. Idealtypisch unterscheidet sich Rechtspopulismus in vier 
Grundvarianten. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/stimmung enschueren/  
 
Grenzübergreifende Struktur [€] 
Zu den Wahlen zum Europäischen Parlament wollen rechtsextreme Parteien in koordinierter Form antreten. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/grenzueb ergreifendestruktur/  
 
 „Krieg der Ideen“ [€] 
Das Ibero-Amerikanische Institut in Berlin dokumentiert in einer Ausstellung die Vielfalt des kulturellen 
Engagements im Spanischen Bürgerkrieg. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/ausgabe042008/kriegder ideen/  
 
„Stolze deutsche Frauen“ [€] 
Berlin – Aktivistinnen aus den Reihen der NPD haben einen Zusammenschluss mit dem Namen „Jeanne 
d’Arc – Selbsthilfegruppe politisch verfolgter Frauen in Zeiten des BRD-Regimes“ gegründet. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/aktuellemeldungen/stol zedeutschefrauen/  
 
Braune Killer verhaftet [€] 
Russland (Moskau) – Die Polizei hat in Moskau vier Mitglieder der rechtsextremen Skin-Terrorgang „Ryno“ 
festgenommen. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/aktuellemeldungen/brau nekillerverhaftet/  
 
„Zusammenarbeit ist undenkbar“ [€] 
Lüdenscheid – Egbert Geiecke, Kreistagsmitglied im Märkischen Kreis, soll aus der Partei Die Republikaner 
ausgeschlossen werden. 
http://www.bnr.de/bnraktuell/aktuellemeldungen/zusa mmenarbeitistundenkbar/  
 
14.02.2008 - 13:59 Uhr, Der Tagesspiegel  
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   Berlin  (ots) - Das Land Norwegen hat wegen "widerrechtlicher Verwe ndung staatlicher 
Hoheitszeichen" Anzeige gegen die umstrittene Modem arke Thor Steinar erstattet . Damit will das Land 
verhindern, dass die bei Neonazis äußerst beliebte Marke weiterhin die norwegische Flagge auf ihre 
Textilien druckt und für Werbezwecke missbraucht. Laut dem deutschen Markengesetz dürfen offizielle 
Staatssymbole nicht zur Kennzeichnung von Waren oder Dienstleistungenbenutzt werden. 
   "Wir wollen, dass unsere Staatsflagge, als Symbol des demokratischen Norwegens, nicht weiter in 
Verbindung mit dem rechtsextremen Milieu gebracht wird", sagte der Gesandte des Staates Norwegen, 
Andreas Gaarder, dem Tagesspiegel. "Jetzt liegt die Entscheidung bei der deutschen Justiz." Gaarder lobte 
zudem ausdrücklich  das zivilgesellschaftliche Engagement von Anwohnern undPolitikern gegen die 
Modemarke und ihre Läden. 
   "Ich begrüße es, dass die norwegische Regierung gegen Thor Steinar aktiv geworden ist", sagte der 
Bundestagsabgeordnete Sebastian Edathy (SPD) dem Tagesspiegel zu der Initiative Norwegens. Er hoffe, 
dass das Verfahren Erfolg hat. 
   Bereits am 5. November wurde ein entsprechender Bußgeldbescheid über 2000 Euro an die Protex GmbH 
in Königswusterhausen verschickt, die Thor Steinar vertritt. Das bestätigte das Bundesamt für Justiz dem 
Tagesspiegel. Geschäftsführer Uwe Meusel legte dagegen Widerspruch ein. Jetzt soll der Fall am 31. März 
vor dem Amtsgericht Potsdam verhandelt werden. Sollte das Gericht zu Gunsten des Staates Norwegen 
entscheiden, hätte das Urteil weitreichende Folgen für die Marke. Neben der Bezahlung des Bußgeldes, 
wäre es Protex dann ab sofort untersagt, die Norwegen-Fahne zu verwenden. "Es gibt dann nur zwei 
Möglichkeiten: Die Flagge abmachen oder, wo das nicht geht, das Kleidungsstück vernichten", sagte ein 
Sprecher des Bundesamtes für Justiz. Der finanzielle Schaden für das Unternehmen wäre immens, da ein 
Großteil der Artikel mit der norwegischen Flagge verziert ist. Die Firma selbst war für eine Stellungnahme 
nicht erreichbar. 
   Thor Steinar ist, laut Aussage des Verfassungsschutzes Brandenburg, "ein identitätsstiftendes 
Erkennungszeichen" für Rechtsextremisten. Vor drei Jahren war das Runen-Logo der Marke aufgrund der 
Ähnlichkeit mit Symbolen aus dem Nationalsozialismus in Brandenburg, Berlin, Sachsen und Tschechien 
zeitweise verboten worden. Hunderte Textilien der Firma wurden beschlagnahmt. Daraufhin änderte Thor 
Steinar das Motiv. 
Pressekontakt: Der Tagesspiegel Chef vom Dienst Tho mas Wurster 
Telefon: 030-260 09-308 Fax: 030-260 09-622 cvd@tagesspiegel.de   
 
14.02.2008 http://jungle-world.com/seiten/2008/07/11477.php  
Wahltag ist Zahltag 
Die NPD hat bei den Landtagswahlen so schlecht abge schnitten, dass ihre Vorherrschaft in der 
extremen Rechten schwinden könnte. von jan langehei n 
 
15.02.2008 Dresden erinnert an Bombenangriffe der A lliierten.  
Proteste gegen Neonazis von Lothar Bassermann 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-15/019.php  
 
15.02.2008 Deutschland - Frankfurter Allgemeine Zei tung 
Karol Sauerland über Antisemitismus in Polen 1968   
Karol Sauerland erinnert sich an 1968 in Polen, als das Regime Studentenproteste mit Stimmungsmache 
gegen die Juden beantwortete: "Fast alle polnischen Juden, die die Schoa überlebt und nicht gleich nach 
dem Krieg aus Polen ausgewandert waren, verließen um diese Zeit... das Land. Der Danziger Bahnhof in 
Warschau war der Ort, von dem aus sie sich nach Wien begaben, um von dort aus nach Israel, in die 
Vereinigten Staaten oder auch in die Bundesrepublik weiterzureisen. Man nannte diesen Bahnhof damals 
den 'Umschlagplatz'. Gott sei Dank führte er nicht in den Tod, aber so gut wie niemand hatte sich freiwillig 
zur Ausreise entschlossen... Persönlich vergleiche ich den Exodus führender Köpfe und der vielen 
talentierten jungen Leute (zu ihnen gehörte übrigens auch Jan Tomasz Gross, der mit seinem Buch über 
Jedwabne und nun mit seiner Studie über den polnischen Nachkriegsantisemitismus für erregte Debatten 
sorgt) mit dem Jahr 1933 in Deutschland... Und so gut wie keiner von denen, die Polen verlassen hatten, 
kam nach einundzwanzig Jahren, also 1989, wieder zurück, um seinen verlorenen Posten einzunehmen." 
(15.02.2008)  
» zur Homepage  (Frankfurter Allgemeine Zeitung) 
 
15.02.2008 Frankreich - Libération 
Henry Rousso über die Instrumentalisierung der Gesc hichte   
Der französische Präsident Nicolas Sarkozy hat vorgeschlagen, jedes Schulkind im vierten Schuljahr solle 
die Patenschaft für eines des 11.000 deportierten jüdischen Kinder während der deutschen Besatzung 
übernehmen. "Die neue Initiative erscheint unpassend und in den Raum geworfen wie viele andere 
Ankündigungen des Präsidenten. Der Medienwirbel stört den Respekt und den Frieden der Toten", beklagt 
der französische Historiker Henry Rousso. "Von der Vergangenheit bleibt nur versteinerte Erinnerung 
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zurück, als erinnerungswürdig gilt nur das Verbrechen. Von den tieferen und komplexeren Schichten der 
Geschichte erfährt man nur das, was als nützlich erachtet wird. Die Vergangenheit ist eine Vorratskammer 
politischer oder identitätsbildender Maßnahmen, in der sich jeder nach Gutdünken bedient, wenn es seinen 
unmittelbaren Interessen dient. Es ist erschreckend zu sehen, wie wieder einmal auf höchster Ebene mit 
schlechtem Beispiel vorangegangen wird." (15.02.2008)  
» zum ganzen Artikel  (externer Link, französisch) 
 
15.02.2008 Deutschland - Die Zeit 
Nazi-Faszination in der Literatur   
In Deutschland erscheint in den kommenden Tagen der Roman "Die Wohlgesinnten" von Jonathan Littell, 
der aus der Perspektive eines SS-Offiziers den Vernichtungskrieg gegen die Juden schildert und schon in 
Frankreich für Aufregung gesorgt hatte. Der Soziologe und Erinnerungsforscher Harald Welzer hält nichts 
von dem Roman: "Littells Roman repräsentiert gerade in der erstaunlichen Spannung zwischen seiner 
durchaus fehlenden Qualität und dem Hype, den er ausgelöst hat, eine neue Eskalationsstufe der Nazi-
Faszination, gerade in der Art, wie er historische Fakten, Gewaltpornografie und die Gediegenheit des 
Bildungsbürgers Aue [Protagonist des Romans] zusammenrührt. Diese Mischung ergibt die pure Affirmation 
des Grauens, und interessant daran ist lediglich, dass Littell keinen Roman im klassischen Sinn vorlegt, 
sondern eine endlose Aufzählung von etwas, was er vermutlich für Fakten hält." (15.02.2008)  
» zur Homepage  (Die Zeit) 
Alle verfügbaren Texte von » Harald Welzer  
 
15.02.2008 www.welt.de  

Drittes Reich - Jonathan Littell erklärt jeden zum Nazi  von Tilman Krause 
Mit den Tätern im Nationalsozialismus beschäftigt sich der amerikanisch-französische Schriftsteller Jonathan 
Littell in seinem neuen Roman: Die Hauptfigur, ein SS-Obersturmbannführer, ist gebildet, sensibel und 
persönlichkeitsgestört. Littell glaubt, dass Menschen von heute genauso Täter hätten sein können. » mehr   

�  Leichen verscharren in der Hölle von Auschwitz  
�  Autoren dicker Wälzer  
�  Ein jüdischer Junge als Maskottchen der SS  
�  Robert Little: "Ich weiß noch, wie ich dachte, er kann schreiben"  
�  Geschichte: Wie die Deutschen den Holocaust verdrängten  
�  Auschwitz, die Bilder der Täter  
�  Auschwitz, die Bilder der Opfer  
�  Befürchtung eines Kritikers: Lesen macht dick - wegen der Schokolade!  
�  Holocaust: Auschwitz und das Überleben in der Hölle  
�  Geschichte: Die entspannte Freizeit der Massenmörder  

 
16.02.2008 www.mdr.de  
Tausende Polizisten in Dresden im Einsatz  
In Dresden sind heute tausende Polizisten im Einsatz, um drei Demonstrationen abzusichern. Für den 
Nachmittag hat das Bündnis "Dresden für Demokratie" zu einer Demonstration gegen Rechtsextremismus 
aufgerufen. Die Veranstalter erwarten rund 5.000 Teilnehmer. Auch rechts- und linksextremistische Gruppen 
haben für heute Demonstrationen in Dresden angemeldet. - Bei den Veranstaltungen steht der 
unterschiedliche Umgang mit dem Angriff US-amerikanischer und britischer Flieger auf die Stadt im 
Mittelpunkt. Vor 63 Jahren war Dresden bei den Bombardierungen größtenteils zerstört worden. Dabei 
starben schätzungsweise 35.000 Menschen.  
 
16.02.2008 URL: http://www.fr-online.de/in_und_ausland/politik/aktu ell/?em_cnt=1289514  
Rechter Aufmarsch in Dresden - Gegendemonstranten i n der Unterzahl 
 

Gegendemonstranten in Dresden  (dpa)  
Dresden  (ap/dpa) - Tausende Menschen haben am Samstag in Dresden gegen 
einen Aufmarsch von Rechtsextremisten demonstriert. Kurz nach dem 63. 
Jahrestag der Zerstörung der Stadt durch alliierte Bomber am 13. und 14. Februar 
1945 zogen laut Polizei mindestens 2000 Kundgebungsteilnehmer unter dem 
Motto "Geh Denken" durch die Innenstadt. Die Veranstalter sprachen von 6000 
Teilnehmern. 
Zugleich folgten den Angaben zufolge allerdings etwa 3700 Personen einem 

Aufruf der rechtsgerichteten Gruppe Junge Landsmannschaft Ostdeutschland. Es kam bis zum späten 
Nachmittag nicht zu größeren Zwischenfällen. Einige linke Gruppen hätten versucht, den Aufmarsch der 
Rechtsextremisten zu stören, teilte Polizeisprecher Detlef Garsch mit. Es gab keine Verletzten. Die Polizei 
war mit mehreren hundert Beamten im Einsatz.  
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Am frühen Abend verhinderte die Polizei ein Aufeinandertreffen von Linken und Rechten im Stadtzentrum. 
Gegen ein nicht weit entferntes Geschäft, das Bekleidung der bei Rechtsextremen beliebten Marke "Thor 
Steinar" verkauft, flogen Steine. 
Am Vormittag hatten zahlreiche Dresdner an einem offenen Gottesdienst in der Dresdner Synagoge 
teilgenommen. 
 
16.02.2008 www.spiegel-online.de  
HAFT IN ITALIEN - Kanada liefert NS- Kriegsverbrecher Seifert aus  
Vor mehr als 60 Jahren soll er in einem KZ gemordet und gefoltert haben, nun tritt der einstige SS-
Lageraufseher Michael Seifert seine Strafe in Italien an: Der inzwischen 83-Jährige wurde von Kanada 
ausgeliefert. Nun muss er lebenslang in Haft. mehr... 
 
16.02.2008 www.mdr.de  
Vielfältiger Protest gegen Rechtsextremisten in Dre sden  
In Dresden demonstrieren seit dem Nachmittag mehrere tausend Menschen gegen einen Aufmarsch von 
Rechtsextremen. Zu dem Protest aufgerufen hat ein breites bürgerliches Bündnis. Dessen Aktion richtet sich 
auch gegen die Sicht der Rechtsextremen auf den anglo-amerikanischen Bombenangriff vor 63 Jahren. Dem 
Bündniss geht es vor allem darum, auf die nationalsozialistische Vorgeschichte der Zerstörung Dresdens 
hinzuweisen. Zum Auftakt der Protestaktion sagte der amtierende Oberbürgermeister Vogel, Nazis hätten in 
der Stadt nichts zu suchen.- Parallel dazu bewegt sich ein so genannter Trauermarsch von 
Rechtsextremisten durch die Innenstadt. Die Polizei spricht auch hier von mehreren tausend Teilnehmern. 
Zudem sind mehrere hundert Anhänger der linken Szene unterwegs. Unter ihnen sollen auch gewaltbereite 
Autonome sein. Ein Großaufgebot von Polizisten aus mehreren Bundesländern soll Zusammenstöße 
verhindern.  
 
16.02.2008 http://www.tagesspiegel.de/art17,2478009  
Neonazis schlagen Vietnamesin blutig 
Berlin-Marzahn: Drei Männer zerschlagen die Scheibe eines Blumenladens und überwältigen die asiatische 
Händlerin. Nur wenige Minuten später wird eine vietnamesische Mutter ins Gesicht geschlagen und mit 
Schottersteinen beworfen. Die Täter entkommen. 
 
17.02.2008 www.mdr.de  
Neonazidemo in Chemnitz 
In Chemnitz sind am späten Abend rund 40 Neonazis durch die Innenstadt gezogen. Nach Polizeiangaben 
liefen sie vom Hauptbahnhof zum Stadtzentrum und schwenkten Fahnen. Die Beamten nahmen die 
Personalien des Veranstalters auf. Die Demonstration wurde jedoch nicht aufgelöst, da sie laut Polizei im 
legalen Rahmen gewesen sei. - Die Polizei hat außerdem Bilanz gezogen zu den Kundgebungen gestern in 
Dresden. Bei der Demonstration gegen Rechts und einem Aufmarsch von Neonazis waren rund 60 
Menschen in Gewahrsam genommen worden. Fünf wurden festgenommen. Insgesamt seien 3.300 
Polizisten im Einsatz gewesen. 
 
18.02.2008 Brauner Marsch durch Dresden 
Rund 5000 Alt- und Neonazis zogen am Samstag durch Sachsens Landeshauptstadt von Lothar 
Bassermann 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-18/033.php  
 
18.02.2008 http://www.tagesspiegel.de/berlin/kriminalitaet/Pol izei-Justiz-
Rechtsextremismus;art126,2478468  
Grabstein mit Bier übergossen 
Vor neun Jahren wurde in Frankfurt (Oder) ein algerischer Asylbewerber von Rechtsradikalen zu Tode 
gehetzt. Am Gedenktag ist nun das Grab des jungen Mannes wiederholt geschändet worden.  
 
18.02.2008 www.stern.de  
Online-Netzwerk  - Fremdenhass auf SchülerVZ  

 
Erneut sind beim Online-Netzwerk SchülerVZ Nazi-Symbole sowie Hinweise auf 
Hardcore-Porno-Seiten aufgetaucht. So haben Mitglieder ihre persönlichen Seiten mit 
Hakenkreuzen illustriert und dort fremdenfeindliche Äußerungen verbreitet, berichtet 
stern.de. Jugendschutzexperten sind besorgt, SchülerVZ weist Kritik jedoch zurück. 
Von Malte Arnsperger mehr... 
  

> Fotostrecke: Die zweifelhaften Inhalte auf SchülerVZ  
> SchülerVZ: Sexbilder auf Schülerportal  
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> Online-Portale: Die Justiz läuft hinterher  
 
18.02.2008 www.welt.de  
Nationalsozialismus - Über Täter wollten Deutsche nichts wissen  von Sven Felix Kellerhoff 
Jonathan Littell sorgt mit seinem Roman "Die Wohlgesinnten" für Wirbel. Er rückt die Täterfrage in den 
Fokus: Wie konnten gebildete Männer zu gewissenlosen Mördern werden? Vor diesem Buch liegen 15 Jahre 
Täterforschung. Erst sehr spät beschäftigten sich Historiker mit den Vollstreckern des Holocaust. » mehr   

�  Autoren dicker Wälzer  
�  Auschwitz, die Bilder der Täter  
�  Robert Little: "Ich weiß noch, wie ich dachte, er kann schreiben"  
�  Auschwitz, die Bilder der Opfer  
�  Holocaust: Auschwitz und das Überleben in der Hölle  
�  Drittes Reich: Jonathan Littell erklärt jeden zum Nazi  
�  Holocaust: Leichen verscharren in der Hölle von Auschwitz  
�  Fotoalbum aus Auschwitz: Blaubeeren essen, Blausäure verteilen  
�  Zweiter Weltkrieg: Ein jüdischer Junge als Maskottchen der SS  
�  Geschichte: Wie die Deutschen den Holocaust verdrängten  
�  Literatur: Dies ist der Frühling der dicken Bücher  
�  Geschichte: Streit um ein Musical zu Anne Frank  
�  Geschichte: Die entspannte Freizeit der Massenmörder  

 
18.02.2008 www.welt.de  
In Hamburg - Mehr extremistische Gewalttaten von links   von flo 
Die politisch motivierte Kriminalität ist in Hamburg 2007 um knapp 22 Prozent gestiegen, extremistische 
Gewalttaten haben sich beinahe verdoppelt. Das zeigt die Senatsantwort auf eine Kleine Anfrage des SPD-
Abgeordneten Andreas Dressel, die WELT ONLINE vorliegt. » mehr   
 
19.02.2008 »Das Grundgesetz gilt auch für Ausländer «  
Die Verwaltung ist an die verfassungsmäßige Ordnung gebunden. Ein Gespräch mit Peer Frank von Gitta 
Düperthal 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-19/006.php  
 
19.02.2008 www.stern.de  
Wer hat Angst vor Roger Kusch?  
Seit Roger Kusch als Hamburger Justizsenator gefeuert wurde, versucht er sich als erfolgloser 
Rechtspopulist. Kusch redet über Sterbehilfe, kriminelle Ausländer und Jugendgewalt - doch kaum jemand 
hört ihm zu. stern.de hat ihn auf einer besonderen Parteiveranstaltung begleitet. Von Sebastian Christ 
mehr... 
 
19.02.2008 www.hagalil.com  
Dummheit tut weh: Mit der Keule gegen ein Kinderbuch  
Der Igel und das Ferkelchen gehen auf die Suche nach Gott, nachdem sie an Ihrem Haus ein Plakat sahen: 
"Wer Gott nicht kennt, dem fehlt etwas." Auf dem "Tempelberg" entdecken sie drei riesige "Häuser", in 
denen Gott angeblich wohnt: Synagoge, Kirche und Moschee...  
 
19.02.2008 http://www.spiegel.de/schulspiegel/wissen/0,1518,53 6346,00.html  
GYMNASIUM IN DELMENHORST - Lehrer lässt Schüler Naz i-Lied singen 
Musikunterricht mit Propaganda-Einlage: Ein Lehrer in Delmenhorst hat seine Klasse aufgefordert, 
ein Lied der Hitler-Jugend zu singen und dabei den Hitler-Gruß zu zeigen. Er selbst sang lautstark 
mit, Eltern stellten Strafanzeige. Jetzt ist der Le hrer krank.  
Diese Zeilen sollten die Schüler einer zehnten Klasse am Willms-Gymnasium in Delmenhorst im 
Musikunterricht singen: "Wir marschieren für Hitler / Durch Nacht und durch Not / Mit der Fahne der Jugend / 
Für Freiheit und Brot".  
Es ist eine Passage aus dem Hitler-Jugend-Lied "Vorwärts, vorwärts", auch bekannt unter "Unsre Fahne 
flattert uns voran". Der Text stammt von Baldur von Schirach, Reichsjugendführer der Nazis. Passiert sein 
soll am Delmenhorster Gymnasium dies: Ein Musiklehrer habe seine Schüler das Lied singen lassen, selbst 
lautstark mitgesungen und die Schüler außerdem dazu aufgefordert, den Hitler-Gruß zu zeigen, wie das 
"Delmenhorster Kreisblatt" berichtet. Als eine Schülerin sich weigerte, habe der Lehrer zu ihr gesagt, sie 
solle mitmachen. 
Die Landesschulbehörde und die Staatsanwaltschaft Oldenburg bestätigte den Vorfall, der sich zugetragen 
habe, als die Zeit des Dritten Reiches im Unterricht thematisiert wurde. Einige Schüler beschwerten sich bei 
der Schulleitung. Direktor Burkhard Leimbach hörte sich daraufhin beide Seiten an, er informierte die 
Behörde und leitete ein Disziplinarverfahren gegen den Lehrer ein. 
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Nazi-Lied "zu Demonstrationszwecken" gesungen   
Der Vorfall habe sich bereits Anfang Februar ereignet, sagte heute Susanne Strätz, Sprecherin der 
Landesschulbehörde in Lüneburg. Der Musiklehrer sei offenbar "ziemlich unbedarft" gewesen und habe zu 
seiner Verteidigung gesagt, er habe das Lied "zu Demonstrationszwecken" singen lassen. 
Strätz bestätigte auch, dass Eltern Strafanzeige wegen Volksverhetzung stellten. Die Staatsanwaltschaft 
habe die Ermittlungen allerdings inzwischen eingestellt. Das bloße Singen des Liedes sei keine 
Volksverhetzung, sagte Staatsanwalt  Rainer du Mesnil de Rochemont dem "Delmenhorster Kreisblatt".  
"Vorwärts, vorwärts" sei zwar verboten - der Vorfall habe sich aber innerhalb einer Klasse ereignet und sei 
deshalb nicht öffentlich. Es müsse eine "nicht übersehbare Zahl von Personen betroffen sein", so du Mesnil. 
Dies sei in einer Schulklasse nicht der Fall. Das Ermittlungsverfahren sei abgeschlossen, die Sache bleibe 
für den Lehrer ohne strafrechtliche Konsequenz. 
Der Lehrer hat sich nun erst einmal krank gemeldet - die Landesschulbehörde wartet derzeit auf das 
Ergebnis des amtsärztlichen Gutachtens, ob er dienstunfähig ist. Falls nicht, könne er in den Schuldienst 
zurückkehren, so die Behörde.  
Mitte vergangener Woche habe der Direktor einen Brief an die Schüler und Lehrer geschrieben, berichtet 
das "Delmenhorster Kreisblatt": Er werde "wegen seines Fehlverhaltens" nicht an das Gymnasium an der 
Willmsstraße zurückkehren. Gegen den Lehrer sei ein Disziplinarverfahren eröffnet worden. Nach Angaben 
des niedersächsischen Schulministeriums soll die Landesschulbehörde über dienstrechtliche Konsequen 
entscheiden.     maf/ddp  
ZUM THEMA AUF SPIEGEL ONLINE: 

·  Schulexperiment: Holocaust-Grauen im Comic-Format (07.02.2008) 
http://www.spiegel.de/schulspiegel/wissen/0,1518,532561,00.html 

·  Hitlers V2-"Wunderwaffe": Raketenbauer der Nazis ist Namenspate einer Schule (05.02.2008) 
http://www.spiegel.de/schulspiegel/wissen/0,1518,533072,00.html 

·  Schüler in Frankreich: Sarkozy verteidigt Holocaust-Paten-Idee (15.02.2008) 
http://www.spiegel.de/schulspiegel/ausland/0,1518,535618,00.html 

·  Texas: Schulleiter verteidigt Holocaust-Rollenspiel (12.04.2007) 
http://www.spiegel.de/schulspiegel/0,1518,476861,00.html 

·  Thema Holocaust: Schockunterricht für Lübecker Grundschüler (19.11.2003) 
http://www.spiegel.de/schulspiegel/0,1518,274510,00.html 

 
20.02.2008 Proteste gegen »Thor Steinar« gehen weit er  
»Tonsberg«-Laden in Berlin entglast. Demonstration gegen bei Neonazis beliebte Modemarke am Freitag 
von Anja Wagner-Roth 
  --> http://www.jungewelt.de/2008/02-20/020.php  
 
20.02.2008 www.fr-online.de/in_und_ausland/wissen_und_bildung/ aktuell/?em_cnt=1290934  
Nazi-Lied im Unterricht: Schulbehörde erwägt Diszip linarverfahren  
An einem Gymnasium in Delmenhorst bei Bremen soll ein Lehrer im Musikunterricht das Hitler-Jugend-Lied 
"Uns're Fahne flattert uns voran" angestimmt, den Hitlergruß gezeigt und die Zehntklässler zum Mitmachen 
aufgefordert haben. 
 
21.02.2008 http://jungle-world.com/seiten/2008/08/11519.php  
Europa über alles 
Rechtsextreme Parteien aus mehreren Ländern wollen bei den nächsten Wahlen zum Europa-Parlament 
gemeinsam antreten. von bernhard schmid 
 
23.02.2008 http://www.tagesspiegel.de/art17,2482354  
Neonazi-Szene wächst 
Die Zahl der Neonazis in Deutschland ist offenbar gestiegen. Dies wurde aus dem Verfassungsschutzbericht 
2007 vorab bekannt. Gesunken sein soll die Anzahl der anderen Rechtsextremisten, was jedoch bezweifelt 
wird. Werden im Osten die Zahlen geschönt?  
 
 
 


